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Praxisleitfaden zum
Mindestlohn ab Oktober 2022

flr die Papier, Pappe und Kunststoffe verarbeitende Industrie

September 2022

Vorwort

Bei seiner Einfiihrung zum 1. Januar 2015 betrug der Mindestlohn brutto 8,50 Euro je
Zeitstunde. Seitdem wurde diese Lohnuntergrenze auf Grundlage von Vorschlagen
der Mindestlohnkommission mehrfach angehoben. Zuletzt betrug die
Mindestlohnhdhe 10,45 Euro brutto je Zeitstunde. Durch einmalige Anderung des
Mindestlohngesetzes wird der Mindestlohn zum 1. Oktober 2022 auf 12 Euro brutto
je Zeitstunde angehoben.? Im Anschluss daran wird die Mindestlohnkommission
wieder lber die etwaigen weiteren Anpassungsschritte befinden - erstmalig zum
30. Juni 2023 fiir die Zeit ab dem 1. Januar 2024. Zudem wurde im Zuge der Erh6hung
des Mindestlohns die Verdienstgrenze fiir Minijobs auf 520 Euro pro Monat
angehoben.

Die Tarifentgelte in der Papier, Pappe und Kunststoffe verarbeitenden Industrie sind
an sich nicht von der Hohe des gesetzlichen Mindestlohnes betroffen. Die
Regelungsweite des Gesetzes beriihrt dennoch wichtige Aspekte unserer Branche.
Der nachfolgende, aktualisierte Leitfaden des HPV soll den Betrieben der Papier,
Pappe und Kunststoffe verarbeitenden Industrie einen Uberblick iiber die bisher zum
Mindestlohn ergangene Rechtsprechung und Gesetzgebung verschaffen sowie
Hinweise zur praktischen Umsetzung der gesetzlichen Anforderungen geben.

Der Leitfaden ersetzt nicht die Beratung im Einzelfall. Bei Fragen und in Zweifelsfallen
sollte die Beratung durch die Ansprechpartner in den zustdndigen
Landesarbeitgeberverbanden rechtzeitig in Anspruch genommen werden.

1 Gesetz zur Erhghung des Schutzes durch gesetzlichen Mindestlohn und zu Anderungen im Bereich der geringfiigigen
Beschaftigung vom 30. Juni 2022 (BGBI. I S. 969).
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l. Allgemeine Entwicklung

Der flaichendeckende gesetzliche Mindestlohn wurde erstmals mit Wirkung zum
1. Januar 2015 im Hohe von 8,50 Euro brutto pro Stunde eingefiihrt. Seitdem ist er
stetig gestiegen:

Der Mindestlohn 12€ ¢
steigt deutlich

/
/
/

/
9,69€

8,84€ 884¢
8,50€ 8,50€

& ______®B B ____& &8 ____®§B ______B |

Bildquelle: Internetseite der Bundesregierung, https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/mindestlohn-fag-
1688186
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Il. Besondere Geltungsbereiche und entsprechende
Dokumentationspflichten des Arbeitgebers

1.Allgemeiner Geltungsbereich

Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn haben grundsatzlich alle volljdhrigen Geltungfiralle
Arbeitnehmer?, die in Deutschland tétig sind (§ 22 Abs. 1 Satz 1 MiLoG), unabhangig ﬁff:;?jﬂe{u‘;?erlg
von Arbeitszeit oder Umfang der Beschaftigung. Davon sind auch auslandische | a,qsnder
Beschaftigte erfasst — egal ob sie bei einem in- oder einem auslandischen » Minijobber

Unternehmen angestellt sind. » Praktikanten
2.Geringfligig Beschaftigte

Der gesetzliche Mindestlohn gilt auch fiir geringfiigig Beschaftigte, unabhangig von

der Arbeitszeit oder Umfang der Beschaftigung. Beim gesetzlichen Mindestlohn

handelt es sich um einen Bruttostundenlohn. Arbeitgeberanteile zur

Sozialversicherung bleiben bei der Berechnung des Mindestlohns auf3er Betracht. Das

heillt, auch die Beitrage zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur gesetzlichen achtung!
Rentenversicherung im Rahmen der sogenannten Minijobs tragt der Arbeitgeber — » Arbeitszeit bei Minijob
zusatzlich zum Bruttostundenlohn. Neu ist seit Einfiihrung des Mindestlohns, dass der E:g;‘;g:‘re
Arbeitgeber die Arbeitszeiten von Minijobbern aufzeichnen sowie diese pokumentationspflicht
Aufzeichnungen zwei Jahre lang aufbewahren und bei einer Priifung durch den Zoll

vorlegen muss.

Praxishinweis:
Die Aufzeichnungspflicht besteht nicht fiir Minijobber in Privathaushalten und nicht fiir
enge Familienangehdrige des Arbeitgebers (Ehegatten, eingetragene Lebenspartner,
Eltern, Kinder).

Neu: Anhebung der Verdienstgrenze auf 520 Euro Achtung!

. . . o . X . Anhebung der
Damit eine Wochenarbeitszeit von zehn Stunden maglich ist, steigt mit der Erhhung verdienstgrenze fiir

des Mindestlohns zum 1. Oktober 2022 die Minijob-Grenze auf 520 Euro. Sie wird Minijobsauf 520 Euro
kiinftig jeweils an die Entwicklung des Mindestlohns angepasst. Bislang lag die
Verdienstgrenze fiir Minijobs bei 450 Euro.

Zeitraum  Arbeitszeit pro Monat bei einem Mindestlohn von
ab 01.10.2022 43,3 Stunden 12,00 Euro brutto

Exkurs: Geringfiigig Beschéftigte
Fithrung von Arbeitszeitnachweisen

Arbeitgeber, die Arbeitnehmer nach & 8 Abs. 1 SGB IV beschaftigen, sind zur Fiihrung von
Arbeitszeitnachweisen verpflichtet. Nach § 17 Abs. 1 MiLoG haben sie Beginn, Ende und
Dauer der taglichen Arbeitszeit der Arbeitnehmer spatestens bis zum Ablauf des siebten auf
den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertag aufzuzeichnen und diese

2|m Text wird aus Griinden der einfacheren Sprache und Lesbarkeit ohne jede Diskriminierungsabsicht ausschlieBlich
die méannliche Form verwendet. Damit sine alle Geschlechter einbezogen.

—


https://www.bmas.de/DE/Soziales/Sozialversicherung/Geringfuegige-Beschaeftigung/mini-jobs.html
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Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre beginnend ab dem fiir die Aufzeichnung
mafgeblichen Zeitpunkt aufzubewahren.

Nach der Mindestlohnaufzeichnungsverordnung gelten abweichend hiervon fiir
Arbeitnehmer, die mit ausschlieBlich mobiler Tatigkeit beschaftigt sind, keinen Vorgaben
zur konkreten Arbeitszeit unterliegen und ihre tégliche Arbeitszeit eigenverantwortlich
einteilen, vereinfachte Nachweispflichten.

Bereithaltung von Unterlagen

Arbeitgeber haben fiir die Kontrolle der Einhaltung der pinktlichen Zahlung des
Mindestlohnes die entsprechenden Unterlagen ldngstens zwei Jahre bereitzuhalten, § 17
Abs. 2 MiLoG. Nach Angaben des Zolls sind vorzulegen:

Arbeitsvertrag

Arbeitszeitnachweise
Lohnabrechnungen

Nachweise liber erfolgte Lohnzahlungen

¥y ¥ vv

Soweit sich Arbeitgeber auf eine Arbeitszeitflexibilisierung berufen wollen, miissen
zusatzlich zu den Ublichen Prifunterlagen die schriftliche Vereinbarung (uber
Arbeitszeitflexibilisierung sowie das Ausgleichskonto fiir jeden Arbeitnehmer
bereitgehalten werden.

Auf Verlangen der Priifbehdrde sind die Unterlagen auch am Ort der Beschaftigung
bereitzuhalten, § 17 Abs. 2 Satz 2 MiLoG.

3.Ausgenommene Personengruppen

Fir folgende Personengruppen gibt es gesetzliche Ausnahmeregelungen. Keinen
Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn haben demnach:

JUGENDLICHE <18 AUSZUBILDENDE PRAKTIKANTEN LANGZEITARBEITSLOSE EHRENAMTLICHE
Personen im Sinne von §2 Das Gesetz regelt nicht Fr ein (Pflicht)-Praktikum im Bei Personen, die zuvor langzeitar- Eine echte ehrenamtliche Ausnahmen
Absatz 1 und 2 des Jugend- die Vergilitung von Rahmen von Schule, Ausbildung beitslos nach § 18 Abs. 1 des Dritten Tatigkeit stellt keine Arbeit
arbeitsschutzgesetzes chne Personen, die zu ihrer oder Studium, wird kein Mindest Sozialgesetzbuches waren, kann in im Sinne dieses Gesetzes
abgeschlossene Berufsaus Berufsausbildung lohn gezahlt. Auch freiwillige den ersten sechs Monaten vom dar.
bildung gelten nicht als beschéftigt werden. Praktika mit einer Dauer von bis Mindestlohn abgewichen werden.
Arbeitnehmer im Sinne des zu drei Monaten, die zur Orien Beschiftigte, fiir die ein Tarifver-
Gesetzes. - tierung bei der Berufs- trag gilt, werden
f ader Studienwahl dienen ﬁ ' -] nach Tariflohn ’
ader studienbegleitend bezahlt.

absolviert werden, sind
vom Mindestlohn ausge-

nommen. '
>

i -~ [ [N
|j Ausbildungsplatze I\ Fir Langzeitarbeitslose wird so

Jugendliche sollen eine sollen nicht weg- Bei einem Praktikum soll die der Wiedereinstieg leichter Beim Ehrenamt stehen
qualifizierte Berufsaus- fallen Ausbildung im Vordergrund materielle Interessen
bildung anstreben stehen nicht im Vordergrund

© Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales 2014

» Jugendliche unter 18 Jahren ohne abgeschlossene Berufsausbildung
» Auszubildende nach dem Berufsbildungsgesetz

» Praktikanten im Rahmen von Schule, Ausbildung oder Studium (s. unten unter
4. Praktikanten)

» Langzeitarbeitslose innerhalb der ersten sechs Monate nach Wiedereinstieg in
den Arbeitsmarkt

» ehrenamtlich tatige Personen

» Personen, die einen freiwilligen Dienst ableisten
» Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einer MalBnahme der Arbeitsforderung

—



II. Besondere Geltungsbereiche entsprechende Dokumentationspflichten des Arbeitgebers “ hP v

» Heimarbeiterinnen oder Heimarbeiter nach dem Heimarbeitsgesetz
» Selbststandige

4.Praktikanten

Zu den Ausnahmegruppen gehoren nach § 22 Abs. 1 MiLoG auch Praktikanten. Diese
haben zwar der Grundkonzeption des MiLoG zwar grundsatzlich auch Anspruch auf
den gesetzlichen Mindestlohn, fiir Praktika vor oder wahrend einer Ausbildung gibt es
jedoch gesetzliche Ausnahmen (§ 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 4 MiLoG):

» Pflichtpraktika

» freiwillige Orientierungspraktika bis zu drei Monaten,

> freiwillige berufsausbildungs- oder studienbegleitende Praktika und
» QualifizierungsmaBnahmen nach § 54a SGB Il bzw. §§ 68 ff. BBiG

a. Dokumentation der Praktikumsart und -bedingungen

Soweit es sich um ein Praktikum handelt, welches vom Anwendungsbereich des MiLoG Tipp:
ausgenommen ist, sollte die Art des Praktikums im Praktikumsvertrag dokumentiert Dokumentation der
werden. Wie schon bisher ist dariiber hinaus eine klare Trennung zwischen :x:sd;stﬁzigkums
Praktikanten- und Arbeitsverhaltnissen notwendig. Wird ein Praktikant faktisch wie  Praktikumsbedingungen
ein Arbeitnehmer eingesetzt, gilt er als Arbeitnehmer mit allen Konsequenzen; allein

die Bezeichnung als Praktikant im Vertrag reicht dann nicht aus. Der Praktikant darf

gemaR der Legaldefinition in §22 Abs.1MiLoG nur zum Erwerb praktischer

Kenntnisse und Erfahrungen eingesetzt werden. Durch die Einfiihrung des § 2 Abs. 1a

NachwG ist eine Niederschrift der wesentlichen Praktikumsbedingungen durch den

Arbeitgeber — unabhéngig von der Tatsache, ob es sich um ein mindestlohnpflichtiges

Praktikum handelt - dringend anzuraten.

Wenn ein Praktikant behauptet, dass in Wirklichkeit ein Arbeitsverhaltnis vorgelegen
haben soll, so ist der Praktikant hierfiir darlegungs- und beweispflichtig. Es ist aber zu
beachten, dass zu seinen Gunsten die allgemeinen Kriterien der abgestuften
Darlegungs- und Beweislast gelten.?

b. Pflichtpraktika

Schreibt eine schulrechtliche Bestimmung, eine Ausbildungsordnung oder §22Abs.1satz2Nr.1
hochschulrechtliche Bestimmung ein Praktikum verpflichtend vor, muss kein "¢

Mindestlohn gezahlt werden. Pflichtpraktika nach
Ausbildungsvorschriften

Damit werden insbesondere auch die Praktika zur Erlangung eines schulischen
Abschlusses erfasst sowie Zulassungsordnungen, welche die Absolvierung eines
Praktikums zur Aufnahme eines Studiums zwingend vorschreiben. Hiervon sind auch
Praktika erfasst, die auf der Grundlage des jeweiligen Hochschulgesetzes eines Landes
oder im Rahmen von Kooperationsvertragen zwischen Hochschulen und Unternehmen
erfolgen. Demzufolge konnen auch Praktika, die im Rahmen von dualen
Studiengangen absolviert werden, vom Anwendungsbereich des Mindestlohns
ausgenommen sein. Ebenso vom Anwendungsbereich ausgenommen sind Praktika, die

3 LArbG Berlin-Brandenburg, Urteil v. 20. Mai 2016 - 6 Sa 1787/15.

—
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im Rahmen der Ausbildung an einer gesetzlich geregelten Berufsakademie geleistet
werden.*

Beispiel:

Studien- und Priifungsordnung fiir den Masterstudiengang Verpackungstechnik an der
Hochschule fiir angewandte Wissenschaften - Fachhochschule Miinchen vom 28.06.2011 in
der Fassung vom 03.05.2018°

8 3 Qualifikation fiir das Studium

(1) Qualifikationsvoraussetzungen fiir den Zugang ... sind ...

Der Nachweis einer mindestens 18-wochigen einschldgigen, qualifizierten praktischen
Tatigkeit, die auBerhalb einer Hochschule abgeleistet wurde und dem Niveau der fiir das
Praktische Studiensemester an der Hochschule fiir angewandte Wissenschaften -
Fachhochschule Miinchen geltenden Praktikumsrichtlinien entspricht. Bei fehlendem
Nachweis dieser Berufspraxis, ist nach naherer Festlegung der Priifungskommission vor
dem Studieneintritt ein einschldgiges Praktikum im Umfang von mindestens 18 Wochen zu
absolvieren.”

Auf die Dauer des Pflichtpraktikums kommt es nicht an. Insofern fallen auch Cain Zeitlmit i
Pflichtpraktika von iiber drei Monaten aus dem Anwendungsbereich des MilLoG Pﬁ'i:htep'glf;;taur
heraus. Unerheblich ist auch, ob das Pflichtpraktikum vor oder wahrend der

Ausbildung oder des Studiums abgeleistet wird.

TIPP:
Der Arbeitgeber sollte sich die entsprechende Ausbildungs- oder Studienordnung voriage der
vorlegen lassen. Soweit mdglich ist auRerdem anzuraten, vom Bildungstréager direkt *Qusb_i'dungsogdnung
eine Bestatigung Uber die zukiinftige Anerkennung des Praktikums in seiner ’Aﬁzizgzzﬁg Schh
kompletten Dauer als gefordertes Pflichtpraktikum einzuholen. Bildungstrager

c. Freiwillige Orientierungspraktika

Nicht unter den Mindestlohn fallen zudem Praktika von bis zu drei Monaten zur iﬂ?ﬁo‘é“'lsatzz’\'“z
Orientierung fiir die Wahl einer Ausbildung oder eines Studiums. Der Sinn und Zweck
der Ausnahme beziehen sich zunachst auf eine Orientierung vor dem Beginn einer
Berufsausbildung oder der Aufnahme eines Studiums. Erforderlich ist daher ein

inhaltlicher Bezug des Praktikums zu der angestrebten Ausbildung oder dem Studium.

Orientierung vor ,Erst“-
Studium oder -Ausbildung

Ungeklart ist die Fallkonstellation, bei der eine ,Neuorientierung” fiir eine Neuorientierung
weitere oder andere Ausbildung nach Abschluss oder Abbruch eines Studiums oder

einer Ausbildung vorgenommen wird. Sofern bereits ein Abschluss einer
Berufsausbildung oder eines Studiums vorliegt, werden anschlieBende
Orientierungspraktika in der Regel mit dem Mindestlohn vergiitet. Dies ist jedenfalls

dann der Fall, wenn das Praktikum in einem Bereich erfolgt, in dem der Praktikant z.B.

seine Berufsausbildung absolviert hat. In dem Fall ist die fachliche Orientierungsphase
abgeschlossen, das nachfolgende Praktikum dient dann nicht mehr der Orientierung.®

Unter Umstanden ist aber ein studienbegleitendes Praktikum maglich (siehe unten

l.4.d. zu Freiwillige berufsausbildungs- oder studienbegleitende Praktika ).

“ Beschlussempfehlung und Bericht, BT-Drucks. 18/2010, Bericht, B. Besonderer Teil, zu Nummer 1, i, aa.

5 https://w3-mediapool.hm.edu/mediapool/media/dachmarke/dm_transfer/download 13/spo_6/spo_aktuell-
/05 vfm_aktuell spo.pdf

5 BMAS, Der Mindestlohn fiir Studierende - Fragen & Antworten, Stand 2018, Frage 16

—


https://w3-mediapool.hm.edu/mediapool/media/dachmarke/dm_transfer/download_13/spo_6/spo_aktuell-/05_vfm_aktuell_spo.pdf
https://w3-mediapool.hm.edu/mediapool/media/dachmarke/dm_transfer/download_13/spo_6/spo_aktuell-/05_vfm_aktuell_spo.pdf
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Mochte sich der Praktikant nach z.B. abgeschlossener Berufsausbildung
umorientieren, wird man mit der Argumentation der Zielvorgabe des MiLoG, den
Missbrauch des sinnvollen Instruments des Praktikums einzuschrinken?, hier eine
Ausnahme von der Mindestlohnpflicht annehmen kénnen. Die fachliche Orientierung
kann entgegen anderer Ansicht nicht als abgeschlossen angesehen werden. Bei einem
Wechsel in ein anderes Berufsfeld muss ein  mindestlohnfreies
Orientierungspraktikum moglich sein. Auch ein Studium eréffnet gegeniiber einer
Berufsausbildung deutlich andere berufliche Méglichkeiten, sodass ein Ausschluss von
der Mindestlohnpflicht auch in dem Fall vertretbar ist.®

Umorientierung

Fiir freiwillige Orientierungspraktika gilt eine Zeitgrenze von drei Monaten. Fiir ein preimonatsgrenze
Orientierungspraktikum von bis zu drei Monaten muss demnach kein Mindestlohn
gezahlt werden.

Dauert ein Orientierungspraktikum demnach langer als drei Monate, féllt es komplett
unter den Mindestlohn und ist ab dem ersten Tag mit dem Mindestlohn zu vergiiten.
Das gilt sowohl, wenn das Praktikum von vornherein langer als drei Monate dauert, als
auch, wenn ein auf drei Monate befristetes Praktikum liber drei Monate hinaus
verlangert wird.? Fiir eine rechtssichere Losung empfiehlt sich die Vereinbarung eines
Praktikums von nicht mehr als drei Monaten. Fiir langere Praktika sollte betriebsintern
eine Abwagung der Risiken erfolgen.

Beginnt das Praktikum innerhalb eines Monats so berechnet sich die Drei-Monatsfrist Fristberechnung
nach den §§ 187 Abs. 1 BGB und § 188 Abs. 2 BGB wie folgt:

Beispiel:

Ein Praktikum beginnt am 4. Oktober 2022. Wann beginnt und endet die Drei-
Monatsfrist?

Bei der Fristberechnung wird zunachst nach §187 Abs.2 BGB der Tag des
Praktikumsbeginns mitgerechnet, hier also der 4. Oktober 2022. Der Fristbeginn ware daher
der 4. Oktober 2022. Das Fristende berechnet sich nach & 188 Abs. 2 BGB. Danach endet eine
Frist im Falle des § 187 Abs. 2 BGB mit dem Ablauf desjenigen Tages des letzten Monats,
welcher dem Tage vorhergeht, der durch seine Benennung oder seine Zahl dem Anfangstag
der Frist entspricht. Bei einem Praktikumsbeginn am 4. Oktober 2022 endet die Drei-
Monatsfrist mit Ablauf des 3. Januar 2023.

Fristbeginn: 4. Oktober 2022

Fristende: 3. Januar 2022 um 24:00 Uhr

Der Gesetzeswortlaut enthdlt kein Anschlussverbot von freiwilligen
Orientierungspraktika nach § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 MiLoG und Pflichtpraktika nach
§ 22 Abs.1 Satz2 Nr. 1 MiLoG. Es besteht jedoch das Risiko, dass der Zweck der
Orientierung bereits durch das Pflichtpraktikum erfiillt wurde und das freiwillige
Orientierungspraktikum mindestlohnpflichtig wird. Ein deutlicher zeitlicher Abstand
zwischen Pflicht- und Orientierungspraktikum wird diese Bedenken wohl zerstdren.

Kombination
verschiedener Praktika

Ebenso Vorsicht ist geboten bei der Kombination von mehreren kombination mehrerer
Orientierungspraktika in einem Einsatzbetrieb. Zwar sieht der Gesetzestext — im Orientierungspraktika
Gegensatz zu freiwilligen ausbildungsbegleitenden Praktika nach § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr.

7 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drucks. 18/1558, B. Besonderer Teil zu Artikel 1, zu Abschnitt 4, zu § 22
& Riechert/ Nimmerjahn, Mindestlohngesetz, § 22 Rn. 59-61.
9 BMAS, Der Mindestlohn. Fragen & Antworten, Stand 2018, S. 14,
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3 MiLoG - auch hierfiir kein Anschlussverbot vor, gleichwohl sollten sich die avisierten
Berufe deutlich unterscheiden und der eigenstiandige Orientierungszweck des
Anschlusspraktikums muss zumindest gut begriindbar sein.

Zu beachten ist ferner grundsatzlich, dass diese freiwilligen Praktikanten —auch wenn geachte:
sie keinen Mindestlohn erhalten, einen Anspruch auf eine angemessene Vergiitung Anspruchauf
nach den §§ 26, 17 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) haben. angemessene Vergtung

Praxishinweis:

Es sollte in jedem Fall der Zweck der Orientierung im Praktikumsvertrag festgehalten und
etwaige Verlingerungen oder Anderungen des Praktikumsinhalts nachvollziehbar
dokumentiert werden.

d. Freiwillige berufsausbildungs- oder studienbegleitende Praktika

Die dritte Fallgruppe, die vom Mindestlohn ausgenommen ist, sind die freiwilligen §22abs. 1satz2nr.3
ausbildungsbegleitenden Praktika, die wahrend einer Ausbildung oder eines Studiums MiLoG
absolviert werden.

Das Praktikum muss einen inhaltlichen Bezug zur Berufs- oder Hochschulausbildung
haben. Der Begriff Berufs- und Hochschulausbildung ist dabei weit zu verstehen.®

Auch bei dem freiwilligen ausbildungsbegleitenden Praktikum sieht das MiLoG die preimonatsgrenze
Drei-Monatsgrenze vor, innerhalb derer kein Mindestlohn gezahlt werden muss. Zu
der offenen Frage, wie diese Zeitgrenze anzuwenden ist, vgl. oben unter c..

AuBerdem enthédlt das MiLoG eine weitere Beschrankung fiir die ausbildungs- und ,vorpraktikumsverbot*
studienbegleitenden Praktika. Es ist namlich nur dann vom Mindestlohn nureinausbildungs-
ausgenommen, ,wenn nicht zuvor ein solches Praktikumsverhdaltnis mit demselben ﬁgﬁ:i:&eﬂzﬁcﬂ: °
Ausbildenden bestanden hat “. Diese Regelung dhnelt dem ,Vorbeschaftigungsverbot”

im Rahmen der sachgrundlosen Befristung nach § 14 Abs. 2 Satz 2 TzBfG. D.h., es ist

nur ein einziges freiwilliges ausbildungs- bzw. studienbegleitendes Praktikum ohne
Mindestlohnanspruch im gleichen Unternehmen méglich.

e. Kombination von mindestlohnfreien Praktika

Fraglich ist, ob Pflichtpraktika, freiwillige Orientierungspraktika und freiwillige
ausbildungs-/studienbegleitenden Praktika nach § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr.1- 3 MiLoG
miteinander verbunden werden kénnen.

Die ,Vorpraktikumsschranke® gilt, wie bereits erortert, nach dem Gesetzeswortlaut
eindeutig nur fiir das freiwillige ausbildungs-/studienbegleitende Praktikum nach § 22
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 MiLoG. Dort heifSt es: ,,zuvor ein solches Praktikum“(s. oben).

Ein freiwilliges ausbildungsbegleitendes Praktikum kann hingegen ohne Mindestlohn o
vereinbart werden, auch wenn sowohl zuvor ein Pflichtpraktikum als auch ein ;‘i’::f::t‘_’;g'ﬁ:ff:i;n
freiwilliges Orientierungspraktikum durchgefiihrt wurde. Praktika

Beispiel:
Ein Student hat noch wahrend seiner Schulzeit in dem Betrieb X ein freiwilliges

»Schnupperpraktikum® absolviert (freiwilliges Orientierungspraktikum). Zudem war er
unmittelbar vor Beginn des Studiums auch als Pflichtpraktikant nach der einschlagigen

10 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drucks. 18/1558, B. Besonderer Teil zu Artikel 1, zu Abschnitt 4, zu § 22
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Studienordnung im Betrieb (Pflichtpraktikum). Mit diesem Studenten kann ein freiwilliges
ausbildungsbegleitendes Praktikum vereinbart werden, fiir welches wahrend der Drei-
Monatsfrist kein Mindestlohn gezahlt werden muss.

Erst wenn mit einem Praktikanten bereits zuvor ein freiwilliges
ausbildungsbegleitendes Praktikum durchgefiihrt wurde, gilt das
»Vorpraktikumsverbot®.

Das gilt auch, wenn der Drei-Monatszeitraum mit dem ersten Praktikum nicht voll
ausgeschopft wurde. Gab es zuvor ein freiwilliges ausbildungsbegleitendes Praktikum,
muss daher fiir das Folgepraktikum Mindestlohn gezahlt werden.

Beispiel:
Ein Praktikant war bereits fiir ein freiwilliges studienbegleitendes Praktikum im Betrieb,
und zwar fiir zwei Monate. Nun ist ein weiteres Praktikum geplant, wieder fiir zwei Monate.

Nach dem Wortlaut des MiLoG muss fiir das zweite Praktikum ab dem 1. Tag Mindestlohn
gezahlt werden. Eine Addition der Praktikumsmonate ist wegen der
Vorpraktikumsschranke nicht méglich. Es kann also im Folgepraktikum nicht erst ab dem
1. Tag im zweiten Praktikumsmonat gezahlt werden.

Bei der zeitlich aufeinander folgenden Kombination eines freiwilligen ausbildungs- "™ ,
Klare - auch vertragliche -

/studienbegleitenden Praktikums und eines Pflichtpraktikums empfiehlt sich eine trennung der
klare vertragliche Trennung. Das Restrisiko lasst sich allerdings auch durch eine solche Praktikumsformen
klare Trennung nicht ausschlieBen. In Konzernstrukturen sind mehrere freiwillige
ausbildungsbegleitendende Praktika in den jeweiligen rechtlich selbststandigen
Unternehmen denkbar.

f. Aufteilung der Drei-Monatsfrist in Einzelabschnitte

Weiter stellt sich die Frage, ob die Aufteilung eines dreimonatigen Praktikums in

mehrere  Zeitabschnitte =zuldssig ist. Nach aktueller Entscheidung des
Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 30.01.2019 (5 AZR 556/17) kann ein Praktikum aysGriinden in der Person
jedenfalls aus Griinden in der Person des Praktikanten rechtlich oder tatsachlich desPraktikanten
unterbrochen und um die Dauer der Unterbrechungszeit verlangert werden, wenn

b zwischen den einzelnen Abschnitten ein sachlicher und zeitlicher sachiicher und zeitlicher
Zusammenhang besteht Zusammenhang

» und die Hochstdauer von drei Monaten insgesamt nicht iiberschritten wird.

Mit dem Erfordernis eines sachlichen und zeitlichen Zusammenhangs soll
ausgeschlossen werden, dass unterschiedliche Kurz-Praktika nachtraglich und
missbrauchlich in ein einheitliches Praktikum umdeklariert werden.

Die Zulassigkeit der Aufteilung des Praktikums in mehrere Abschnitte ergibt sich
bereits aus dem Wortlaut des § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 MiLoG (,,bis zu drei Monaten®). Es
kommt nach Ansicht des BAG auch nicht darauf an, ob die Unterbrechung von
vornherein geplant war oder im Laufe des Praktikums zwischen den Parteien
vereinbart wurde.

Beispiel 1 - in Anlehnung an das BAG-Urteils vom 30.01.2019 (5 AZR 556/17):

Ein Praktikant vereinbart mit dem Betrieb X ein dreimonatiges Praktikum zur Orientierung
fir eine Berufsausbildung zum Packmitteltechnologen. Das Praktikum begann am
6. Oktober 2015. In der Zeit vom 3. bis 6. November 2015 war der Praktikant arbeitsunfahig
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krank. Ab dem 20. Dezember 2015 trat er in Absprache mit dem Betrieb X iiber die
Weihnachtsfeiertage einen Familienurlaub an. Wahrend des Urlaubs verstandigten sich die
Parteien darauf, dass der Praktikant erst am 12. Januar 2016 in das Praktikum in den Betrieb
zuriickkehrt, um in der Zwischenzeit in anderen Betrieben ,Schnuppertage” verbringen zu
konnen. Das Praktikum bei dem Betrieb X endete am 25. Januar 2016. Der Betrieb hatte dem
Praktikanten keine Vergiitung gezahlt.

Ein Anspruch auf gesetzlichen Mindestlohn besteht nicht, weil das Praktikum zur
Orientierung fiir eine Berufsausbildung die Hochstdauer von drei Monaten nicht
iberschritten hat. Unterbrechungen des Praktikums innerhalb dieses Rahmens sind
moglich, wenn der Praktikant hierfiir personliche Griinde hat und die einzelnen Abschnitte
sachlich und zeitlich zusammenhangen. Diese Voraussetzungen sind hier gegeben. Das
Praktikum wurde wegen Zeiten der Arbeitsunfahigkeit sowie auf eigenen Wunsch des
Praktikanten fiir nur wenige Tage unterbrochen und im Anschluss an die Unterbrechungen
jeweils unverandert fortgesetzt (vgl. BAG v. 30.01.2019 - 5 AZR 556/17).

Beispiel 2 — Unterbrechung von mehreren Monaten

Ein Praktikant soll, wie von vornherein geplant, im Februar und Marz sowie dann spater im
September ein Praktikum absolvieren.

Nach der Rechtsprechung des BAG vom 30.01.2019 (5 AZR 556/17) ist unter den o.g.
Voraussetzungen zuldssig, ein dreimonatiges Praktikum in mehrere Zeitabschnitte
aufzuteilen. Die einzelnen Abschnitte miissen aber sachlich und zeitlich zusammenhangen.
Das BAG erachtet eine Unterbrechung von wenigen Tagen als zuldssig. Es duBert sich
hingegen nicht zu der Frage, ob auch eine Unterbrechung von mehreren Wochen oder
Monaten zulassig ist. Aufgrund des Erfordernisses des zeitlichen Zusammenhangs ist davon
auszugehen, dass das BAG bei einer Unterbrechung von fiinf Monaten, wie im vorliegenden
Beispielsfall, den zeitlichen Zusammenhang als nicht gegeben ansehen diirfte. Hiergegen
konnte jedoch sprechen, dass - wie das BAG selbst ausfiihrt - der Unternehmer wahrend der
Dauer der Unterbrechung keine Leistungen des Praktikanten entgegennimmt und der
Praktikant wahrend dieser Zeit somit nicht unlauter ausgenutzt wird.

Auch eine ausdriickliche Vereinbarung und eine gute Dokumentation der Griinde fiir die
zeitliche Aufspaltung des Praktikums fiihren nicht zu einer rechtssicheren Lésung.

Zu beachten ist ferner grundsatzlich, dass die freiwilligen Praktikanten - auch wenn geachte:
sie keinen Mindestlohn erhalten, einen Anspruch auf eine angemessene Vergiitung C"SP[ltJCh auf angemessene
nach den §§ 26, 17 BBiG haben. ergiitung

g. Besondere Fallgruppen - Studenten

Duale Studenten

Kein Mindestlohn

Durch die Formulierung
»hochschulrechtliche
Bestimmungen®in § 22
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 MiLoG
sollten laut
Gesetzesbegriindung
ausdriicklich Praktika
ausgenommen werden,
die im Rahmen dualer

Studienfordervertrage

Mindestlohn fiir
freiwillige Praktika

Nur fir die
Pflichtpraktika nach der
jeweiligen
Hochschulordnung muss
kein Mindestlohngezahlt
werden.

Gdf. ist ein freiwilliges
studienbegleitendes
Praktikum von bis zu drei

Studenten bei praxisnaher
Abschlussarbeit

Kein Mindestlohn

Nach der Praktikantendefinition in
§ 22 Abs. 1 Satz 3 MiLoG sind diese
Studenten weder Praktikanten
noch Arbeitnehmer.

Ziel des betrieblichen Einsatzes ist
hier vorrangig das Schreiben der
Abschlussarbeit und nicht das
Erlangen praktischer Fahigkeiten
fir eine berufliche Tatigkeit.
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Studiengange absolviert  Monaten Anders ist die Sachlage zu

werden.! mindestlohnfrei. beurteilen, wenn der Student
faktisch als Praktikant oder gar
Arbeitnehmer eingesetzt wird.

h. Einstiegsqualifizierung und Berufsausbildungsvorbereitung

Ebenfalls nicht unter den Anwendungsbereich des MiLoG fallen ausbildungsschwache §22 abs.15atz2nr. 4
Jugendliche, die an einer Einstiegsqualifizierung nach § 54a SGB Ill oder an einer MiLoG
Berufsausbildungsvorbereitung nach §§ 68 — 70 BBiG teilnehmen.

i. Anpassungsqualifizierung zur Anerkennung auslandischer Berufe

Eine Anpassungsqualifizierung als MalBnahme im Zusammenhang mit der §22abs 15atz3Hs.2Alt. 2
Anerkennung auslandischer Ausbildungsberufe/Berufsqualifizierung nach §§ 4 ff. MiloG
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz (BQFG) ist eine mit der Berufsausbildung im

Sinne des Berufsbildungsgesetzes ,vergleichbare praktische Ausbildung” und aus

diesem Grund nach § 22 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 Alt. 2 MiLoG kein Praktikum im Sinne

des Mindestlohngesetzes.*?

1 Beschlussempfehlung und Bericht, BT-Drucks. 18/2010, Bericht, B. Besonderer Teil, zu Nummer 1, i, aa.
12BAG v.18.11.2020 - 5 AZR 103/20, NZA 2021, 562 ff.
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lll. Neu: Aufzeichnungspflichten des Arbeitgebers

1.Generelle Dokumentationspflicht

Um sicherzustellen, dass der Mindestlohn auch tatsachlich fiir die geleistete
Arbeitszeit bezahlt wird, unterliegen Arbeitgeber in bestimmten Fallen einer
Dokumentationspflicht. Diese gilt generell fiir geringfligig Beschaftigte (Ausnahme:
Minijobs im privaten Bereich) und die im Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz
genannten Wirtschaftsbereiche. Dazu zahlen z. B. das Baugewerbe, Gaststatten und
Herbergen, Speditions-, Transport und Logistikbereich, Unternehmen der
Forstwirtschaft, Gebaudereinigung, Messebau und Fleischwirtschaft.

2.Ausnahmen von der Pflicht zur Arbeitszeiterfassung

Fiir Arbeitnehmer, die ein verstetigtes Arbeitsentgelt von mehr als 4.176 Euro brutto
monatlich beziehen oder deren verstetigtes regelmaliges Monatsentgelt 2.784 Euro
brutto tiberschreitet und der Arbeitgeber dieses Monatsentgelt fiir die letzten vollen
zwolf Monate (Zeiten ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt bleiben unberiicksichtigt)
nachweislich gezahlt hat, sind Arbeitszeitaufzeichnungen nach dem MiLoG (Beginn,
Ende und Dauer der taglichen Arbeitszeit) entbehrlich (§ 1 Abs. 1
Mindestlohndokumentationspflichtenverordnung (MiLoDokV).*3

Ebenfalls entbehrlich sind Arbeitszeitaufzeichnungen fiir im Betrieb des Arbeitgebers
im Rahmen eines Arbeitsverhdltnisses arbeitende Ehegatten, eingetragene
Lebenspartner, Kinder und Eltern des Arbeitgebers. Ist der Arbeitgeber eine
juristische Person oder eine rechtsfahige Personengesellschaft, so kommt es auf das
Bestehen einer entsprechenden verwandtschaftlichen Beziehung zu dem
vertretungsberechtigten Organ der juristischen Person oder einem Mitglied eines
solchen Organs oder eines vertretungsberechtigten Gesellschafters der
rechtsfahigen Personengesellschaft an (§ 1 Abs. 2 MiLoDokV). Familienangehdrige, bei
denen ein Arbeitsverhéltnis nicht vorliegt, sondern die lediglich aufgrund ihrer
familiaren Beziehung im Betrieb mitarbeiten, sind keine Arbeitnehmer und unterfallen
damit nicht dem MiLoG. Unterlagen, die als Nachweis fiir die oben erlauterten
Befreiungsmoglichkeiten dienen, sind im Inland in deutscher Sprache bereit zu halten.

3.Form der Dokumentation

Die Arbeitszeitaufzeichnungen sind grundsatzlich nicht an eine bestimmte Form poiumentationspflicht
gebunden und kdnnen sowohl elektronisch als auch schriftlich gefiihrt werden. betrifft

Lediglich Beginn, Ende und Dauer der taglichen Arbeitszeit sind zu erfassen, nicht ~ 2°9
jedoch die exakte Lage und Dauer der einzelnen Pausen. » Dauer der taglichen
Arbeitszeit
Sofern fiir die einzelnen Arbeitnehmer bereits Planungen, z.B. Wochenpléne zu
. . . . . . . Nicht aber:
Einsatzzeiten und -orten, bestehen, die Beginn und Ende sowie Pausenzeiten oder die | (.,

Pausendauer vorsehen, kann die Aufzeichnung der Arbeitszeit auch auf Grundlage » Lage und Dauer der
dieser Planungen erfolgen. Zu erginzen sind dann nur entsprechende Abweichungen, ~ €inzelnenPausen
In jedem Fall miissen sie die oben genannten Angaben fiir jede jeden Arbeitnehmer

13 Gesetz zur Erhéhung des Schutzes durch den gesetzlichen Mindestlohn und zu Anderungen im Bereich der
geringfligigen Beschaftiqung, Bgbl. Teil I Nr. 22, v. 30. Juni 2022, S. 969
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enthalten. Zudem muss erkennbar sein, dass eine Priifung stattgefunden hat und ob
es zu Abweichungen gekommen ist. Auch wenn keine Abweichungen aufgetreten sind,
ist dies formlos zu dokumentieren.

Die gleiche Verpflichtung hat nach § 17 Abs. 1 Satz 2 MiLoG, § 19 Abs. 1 Satz 2 AEntG
und § 17c Abs. 1 AUG jeder Entleiher, der von einem Verleiher iiberlassene
Arbeitnehmer tatig werden lasst, unabhangig davon, ob er seinen Sitz im Inland oder
im Ausland hat.

4.Vereinfachte Arbeitszeitaufzeichnung bei mobilen
Tatigkeiten

Eine vereinfachte Aufzeichnung der Arbeitszeit in der Form, dass lediglich die Dauer
der taglichen Arbeitszeit aufzuzeichnen ist, ist nach § 1 MiLoAufzV zulassig, wenn

» die Arbeitnehmer ihre Tatigkeit ausschlielich mobil ausiiben,

» Arbeitgeber die konkrete tagliche Arbeitszeit (tatsachlichen Beginn und
tatsachliches Ende) nicht vorgeben und

» die Arbeitnehmer sich ihre tagliche Arbeitszeit eigenverantwortlich einteilen
konnen.

Die Arbeitsleistung muss somit lediglich in einem bestimmten Zeitkorridor erbracht
werden. Die Arbeitnehmer miissen dabei liber ihre Arbeitszeit und arbeitsfreie Zeit
(Pausen) frei verfiigen kdnnen. Nur in diesen Féllen geniigt die Aufzeichnung der
tatsachlichen taglichen Arbeitszeit (Dauer), ohne Angaben zu Beginn und Ende.

Dies gilt nicht fiir die Uberlassung von Arbeitnehmern.

5.Bereithalten von Unterlagen

Arbeitgeber mit Sitz im Inland und Arbeitgeber mit Sitz im Ausland missen die fiir die
Prifung der Einhaltung der Arbeitsbedingungen nach dem MiLoG erforderlichen
Unterlagen in Deutschland und in deutscher Sprache gemafl §17 Abs. 2 MiLoG,
bereithalten. Soweit ausschlieBlich der allgemeine Mindestlohn nach dem
Mindestlohngesetz anzuwenden ist, gilt diese Verpflichtung nur fiir Arbeitgeber, die
Arbeitnehmer nach & 8 Abs. 1 SGB IV (geringfiigig Beschéaftigte, Minijobber) oder in
den in § 2a SchwarzArbG genannten Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen
beschéaftigen (vgl. oben 1. Generelle Dokumentationspflicht).

a. Erforderliche Unterlagen

» Arbeitsvertrag bzw. die Dokumente, aus denen sich die wesentlichen Inhalte
des Beschaftigungsverhaltnisses ergeben (Nachweis-Richtlinie, Amtsblatt der
EG Nr. L 288/32 vom 18.10.1991),

» Arbeitszeitnachweise, die nach Beschaftigungsorten differenzieren miissen,
wenn regional unterschiedliche Mindestlohne in Betracht kommen,

» Lohnabrechnungen und

» Nachweise iiber erfolgte Lohnzahlungen.
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Die vier vorstehend aufgefiihrten Arten von Unterlagen sind in Deutschland
bereitzuhalten. Werden dariiber hinaus ggf. weitere Unterlagen ben6étigt, sind diese
der Priifbehorde ebenfalls unverziiglich zur Einsicht zur Verfiigung zu stellen.

Bei mobilen Tatigkeiten im Sinne von §2Abs.4 Mindestlohnmeldeverordnung
(MiLoMeldV) diirfen Arbeitgeber mit Sitz im Ausland Unterlagen auch im Ausland
bereithalten, wenn sie schriftlich versichert haben, dass sie diese Unterlagen auf
Anforderung der Behorden der Zollverwaltung fiir die Priifung in deutscher Sprache in
Deutschland bereitgestellt werden. Diesen Unterlagen sind auch Angaben zu den im
gemeldeten Zeitraum tatsachlich erbrachten Werk- oder Dienstleistungen sowie den
jeweiligen Auftraggebern beizufiigen (§ 2 Abs. 3 Satz 3 MiLoMeldV).

b. Abgewandelte Meldepflichten

Soweit sich Arbeitgeber auf eine Arbeitszeitflexibilisierung berufen wollen, miissen
zusatzlich zu den ublichen Priifunterlagen weitere Unterlagen in Deutschland
bereitgehalten werden:

» Schriftliche Vereinbarung iiber Arbeitszeitflexibilisierung

» Ausgleichskonto (fur  jeden Arbeitnehmer), gof. getrennte
Stundenaufzeichnungen

» Nachweis uber Absicherung des Ausgleichskontos (z.B. Bankbiirgschaft,
Sperrkonto), soweit nach Tarifvertrag oder Rechtsverordnung erforderlich.

Auf Verlangen der Priifbehdrde hat der Arbeitgeber die Unterlagen am Ort der
Beschaftigung vorzulegen.

16



https://www.zoll.de/DE/Fachthemen/Arbeit/Anmeldungen-bei-Entsendung/Abgewandelte-Meldepflichten/abgewandelte-meldepflichten_node.html;jsessionid=451661C3EE7271DFBE23DB672A071840.internet672

IV. Haftungsrisiken fiir Auftraggeber “ hP v

IV. Haftungsrisiken fiir Auftraggeber

Grundsatzlich haftet der Arbeitgeber fiir seine eigenen Arbeitnehmer auf Zahlung des
Mindestlohns.

Dariiber hinaus sieht § 13 MiLoG durch den Verweis auf §& 14 auftraggeberhaftunggem.
Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG) vor, dass Unternehmer (= Auftraggeber), die §14AEntG

andere Unternehmer (= Auftragnehmer) mit der Erbringung von Werk- oder

Dienstleistungen beauftragen, fiir die Zahlung des Mindestlohns an die Arbeitnehmer

der Auftragnehmer, Subunternehmen und Verleiher haften (Auftraggeberhaftung).

Erfasst sind sowohl inlandische als auch auslandische Auftraggeber.

1.Reichweite des Haftungsrisikos

Die §§ 13 MiLoG und 14 AEntG tragen die amtlichen Uberschriften ~Haftung des
Auftraggebers”. Aus dem Gesetzeswortlaut kann daher nicht abgeleitet werden, ob den
Auftraggeber im Sinne des § 13 MiLoG ein weitreichendes Haftungsrisiko trifft oder ob
das restriktive Verstandnis der Rechtsprechung zur Auslegung von § 14 AEntG auf die
Auftraggeberhaftung im Sinne des MiLoG iibertragen werden kann.

a. Weiterreichendes Haftungsrisiko

Nach dem Wortlaut von § 14 AEntG ist jeder Unternehmer bzw. Auftraggeber von dem  ayftragskette -
Haftungsrisiko betroffen, der einen anderen Unternehmer mit der Erbringung von Durchgriffshaftung
Werk- oder Dienstleistungen beauftragt. Das gleiche Haftungsrisiko trifft den Erfasstsind faktischalle
Unternehmer/Auftraggeber, soweit Subunternehmer oder Zeitarbeitnehmer durch ;’:te;“e:;";”n‘i‘tagtﬁ?;e“
den Auftragnehmer oder Subunternehmer selbst eingesetzt werden. Beauftragt z. B. \,efaﬁb;tenduen Industrie
ein beauftragter Subunternehmer weitere Nachunternehmer oder Verleiher, haftet

dieser - neben dem urspriinglichen Arbeitgeber - selbst fiir die Mindestlohnanspriiche

der Arbeitnehmer in den von ihm beauftragten Unternehmen.

b. Eingeschranktes Haftungsrisiko

Das sich aus dem Wortlaut des § 14 AEntG ergebende weite Haftungsrisiko resultiert
aus der Historie der Norm, die ihren Ursprung in der Bauindustrie hat. Die
Rechtsprechung zur entsprechenden Biirgenhaftung in der Vorgangernorm des § 14
AENtG legte die Regelung jedoch einschréankend aus. Danach sollte die Biirgenhaftung
(Bau-)Generalunternehmen treffen, also Unternehmen, die andere Unternehmen zur
Erfiillung ihrer Auftrdage einsetzen. Nicht alle Unternehmer sollten erfasst werden, z.
B. nicht solche Unternehmer, die als Bauherren eine Bauleistung in Auftrag geben.

Hintergrund der Durchgriffshaftung war, dass Generalunternehmer im Baugewerbe
aufgrund ihrer Branchenkenntnisse beurteilen kdnnen, ob die von Nachunternehmern
angebotenen Preise mit verniinftigen Arbeitsbedingungen zu erbringen sind.

c. Fazit: Eingeschrankte Auftraggeberhaftung

Bereits aufgrund der bewussten Entscheidung des Gesetzgebers, keine eigenstandige
Auftraggeberhaftung in das MiLoG einzufiihren, sondern auf die bereits in § 14 AEntG
- auch durch die Rechtsprechung - ausgestaltete Auftraggeberhaftungsregelung zu
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verweisen, mit der Begriindung, dass sich diese bislang bewahrt haben', ist von der
Anwendung der eingeschrankten Haftungsregelungen auf das MiLoG auszugehen.

Nach der Rechtsprechung zum AEntG greift die Haftung, wenn der Unternehmer eine
eigene vertragliche Pflicht zur Erbringung von Werk- oder Dienstleistungen
ibernimmt und zur Erfiillung dieser Pflicht einen zusatzlichen Unternehmer
beauftragt.

Auch das BMAS geht von der Anwendung der restriktiven Haftungsregelungen auf das
MiLoG aus.®

Eine weitreichende Haftung ist daher nur dann zu rechtfertigen, wenn der auftraggeberhaftung:

Auftraggeber wegen seiner Branchenkenntnisse erkennen kann, dass bei dem » brancheneigene:ja
angebotenen Preis der Mindestlohn nicht an die Arbeitnehmer gezahlt werden kann, ~ Pranchenfremde:nein
Beauftragt das in der Papier, Pappe und Kunststoffe verarbeitenden Industrie tatige

Unternehmen jedoch einen Dritten mit der Wahrnehmung branchenfremder Werk-

oder Dienstleistungen wie z.B. Klempner- oder Reinigungsarbeiten, haftet das

Unternehmen bzw. der Auftraggeber nicht.

Hinweis:

Es kann derzeit nicht sicher ausgeschlossen werden, dass der Auftraggeber auch haftbar ist,
wenn er branchenfremde Leistungen vergibt. Zwar kann ein Unternehmer der Papier, Pappe
und Kunststoffe verarbeitenden Industrie bei Vergabe fremder Werk- oder
Dienstleistungen (z.B. Reinigung) kaum abschatzen, ob neben allen anderen
Kalkulationsposten seines Auftragnehmers Mindestlohn erbracht werden kann und ware
eine solch iibergreifende Garantiehaftung deshalb kaum zu rechtfertigen. Allerdings nimmt
der Wortlaut der Norm keine Beschrankung der Haftung auf branchenspezifische
Leistungen vor. Zudem ist seit der Ausweitung des Arbeitnehmerentsendegesetztes (AEntG)
auf andere Branchen auch offen, ob die in diesem Sinne seinerzeit einschrankende
Rechtsprechung?® auf die Neufassung des Gesetzes libertragbar ist.

2.Verschuldensunabhangiges Haftungsrisiko

Nach & 14 AEntG ist die Auftraggeberhaftung verschuldensunabhéngig ausgestaltet.
Das heif3t, der Auftraggeber haftet wie ein selbstschuldnerischer Biirge (§ 773 Abs. 1
Nr. 1 BGB), er tritt insoweit als eigener, weiterer Schuldner neben den Arbeitgeber.
Die Haftung trifft daher sowohl

» den beauftragenden Unternehmer der Dienst- und Werkleistung als auch

» gleichermalRen den Werkunternehmer/Dienstleister, der seinerseits die Dienst-
bzw. Werkleistung weitergibt (Subunternehmer).

Dem betroffenen Arbeitnehmer steht es somit frei zu entscheiden, welches Glied in
der Auftragskette er auf Zahlung des Mindestlohns in Anspruch nehmen will. Er muss
namlich nicht zuerst seinen eigenen Arbeitgeber (Auftragnehmer oder
Subunternehmer) verklagen, sondern kann sich direkt an den beauftragenden
Unternehmer wenden.

Im Falle einer Auftragskette kann der Arbeitnehmer auch wahlen, ob er einen an der wanlrecht des
Kette Beteiligten ganz oder nur zum Teil in Anspruch nimmt. Denn die an der  Arbeitnehmers

14 BT-Drs. 18/2010 (neu) vom 02.07.2014, Seite 23
15 BMAS, Der Mindestlohn. Fragen & Antworten, Stand 2018, S. 18,
16 BAG vom 12.01.2005 - 5 AZR 279/01
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Haftungskette beteiligten Unternehmen sind sogenannte Mitbiirgen und haften
somit gesamtschuldnerisch. Insgesamt muss die Schuld jedoch nur einmal beglichen
werden.

Erfillt der in Anspruch genommene Auftraggeber die riickstandigen
Mindestlohnanspriiche, kann er den Arbeitgeber (Nachunternehmer oder Verleiher)
aufgrund des gesetzlichen Forderungsiibergangs (§ 774 Abs. 1 BGB) in Regress
nehmen.

Haften bei einer Auftrags- bzw. Nachunternehmerkette mehrere Auftraggeber als
Biirgen gesamtschuldnerisch (§ 769 BGB), findet nach den gesetzlichen Regelungen
der Ausgleich im Innenverhédltnis - soweit nichts anderes vereinbart ist -
grundsatzlich zu gleichen Teilen statt (§ 774 Abs. 2, 426 BGB).

Dies hatte aber zur Folge, dass jeder Nachunternehmer in der Haftungskette lediglich
anteilig haftet. Insoweit wird unter Hinweis auf die Zielrichtung von § 13 MiLoG die
Ansicht vertreten, denjenigen (Sub-)Unternehmer voll haften zu lassen, der den
Nachunternehmer ausgewahlt und beauftragt hat, der den Mindestlohn nicht zahlt.
Denn dieser beauftragende (Sub-)Unternehmer hat durch seine Wahl des
mindestlohnwidrig handelnden Nachunternehmers die Ursache fiir die Haftung
gesetzt, obwohl er priifen und kontrollieren kann, ob der eingeschaltete
Subunternehmer zuverlassig ist und den Mindestlohn zahlt oder nicht.’

Praxishinweis:

Da nach § 426 BGB die Haftung der Gesamtschuldner zu gleichen Teilen nur dann greift,
.soweit nicht ein anderes bestimmt ist, kann mit dem Auftragnehmer vertraglich
vereinbart werden, dass er — im Innenverhaltnis - die Kosten allein tragt.

3.Haftungsumfang

Der beauftragende Unternehmer haftet fiir das sog. Mindestentgelt. Nach § 14 Satz 2 Haftung begrenzt auf das
AENtG umfasst das Mindestentgelt nur den Betrag, der nach Abzug der Steuern und Nettoentgelt

der Beitrage zur Sozialversicherung und zur Arbeitsférderung oder entsprechender

Aufwendungen zur sozialen Sicherung an Arbeitnehmer auszuzahlen ist

(Nettoentgelt).

Das Nettoentgelt richtet sich nach den individuellen Steuer- und
Sozialversicherungsmerkmalen. In Entsendeféllen sind die nach auslandischem
Recht ggf. abzuziehenden Steuern und Sozialversicherungsabgaben zu
beriicksichtigen.

Insgesamt geht die Auftraggeberhaftung aber nicht iliber den einschlagigen
Mindestlohn hinaus. Nicht vom Mindestentgelt umfasst sind daher Anspriiche des
Arbeitnehmers, die er im Einzelfall auf einen hoheren tariflichen oder einzelvertraglich
vereinbarten Stundenlohn hat.

7 Sittard RdA, 2015, 99 (107 f.).
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Zusammenfassende Ubersicht zur Haftung des Auftraggebers:

¥y v ¥ ¥ ¥

Alle Unternehmer der Branche haften verschuldensunabhéngig
Keine Maglichkeit der Exkulpation

Haftung auch fiir eine moégliche Nachunternehmerkette
Keine ausdriickliche Haftungsbeschrankung auf branchenspezifische Auftragsvergabe
Haftung ist begrenzt auf das Nettoentgelt
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V. Bestandteile und Auszahlungszeitpunkt des Min-
destlohnes | Gestaltung der Arbeitszeitkonten

1.Bestandteile des Mindestlohnes

Bei dem Mindestlohn handelt es sich um einen Bruttolohn. Bei seiner Ermittlung ist
ausweislich der Gesetzesbegriindung zum MiLoG von & 2 Nr. 1 AEntG auszugehen.®
Allerdings definiert das MiLoG weder die vergiitungspflichtige Arbeitszeit noch
welche Entgeltbestandteile auf den Mindestlohn anrechenbar sind und welche nicht.
Diese Fragen sind jedoch nicht nur bei der Auszahlung, sondern auch bei der
Beschrankung des Ausgleichszeitraums von Arbeitszeitkonten durch das MiLoG oder
bei der Frage der Haftung des Arbeitgebers relevant.

Bestandteil des Mindestlohns ist stets der vertraglich bz w. tariflich vereinbarte gestandteile des
Bruttomonatslohn des Arbeitnehmers. Mindestlohnes

Das MiLoG enthélt jedoch keine Regelung zur Anrechenbarkeit weiterer
Entgeltbestandteile. Das BAG hat inzwischen strittige Fragen zur Anrechenbarkeit von
Zulagen und Zuwendungen auf den Mindestlohn geklart und den Begriff des
Mindestlohns ausgelegt. Nach Auffassung des BAGs ist vorrangiger Zweck des
Mindestlohns, jedem Arbeitnehmer ein existenzsicherndes Monatseinkommen zu
gewahrleisten. Diesem Zweck dient jede Vergiitungszahlung des Arbeitgebers
unabhangig davon, zu welcher Tageszeit, unter welchen Umsténden oder in welcher
Qualitat die Arbeit erbracht wurde. Daher fehlt nur solchen Entgeltzahlungen die
Erfillungswirkung, die der Arbeitgeber ohne Riicksicht auf eine tatsachliche
Arbeitsleistung des Arbeitnehmers erbringt oder die auf besonderen gesetzlichen
Zweckbestimmungen beruhen.®

Nach der Rechtsprechung des BAG sind alle zwingend und transparent geregelten
Gegenleistungen des Arbeitgebers Bestandteile des Mindestlohns. Zahlt der
Arbeitgeber Zulagen, Zuschldge, Leistungspramien oder dergleichen, die ihnrem Zweck
nach, diejenige Arbeitsleistung des Arbeitnehmers entgelten sollen, die mit dem
Mindestlohn zu vergiiten ist (funktionale Gleichwertigkeit der zu vergleichenden
Leistungen), sind diese Zahlungen auf den Lohn anzurechnen. Folglich tritt Erfillung
nicht nur mit der Zahlung des Bruttogrundgehalts, sondern grundsatzlich auch mit der
Zahlung von Zulagen, Zuschlagen und Préamien ein.? Nicht dazu gehéren Leistungen
fur besondere, Uber die Normalleistung hinausgehende Belastungen des
Arbeitnehmers, sowie Leistungen, die ausdriicklich anderen Zwecken gewidmet sind.

a. Anrechenbare Zulagen und Zuwendungen

» Einmalzahlungen (z.B. Weihnachts-/Urlaubsgeld):

Sie sind anrechnungsfahig nur fiir den Falligkeitszeitraum (& 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 MiLoG),
in dem diese (ggf. auch anteilig) gezahlt werden und auch nur unter der weiteren
Voraussetzung, dass die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer sie tatsachlich und

18 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drucks. 18/1558, B. Besonderer Teil zu Artikel 1, zu Abschnitt 3, zu § 20.

9 BAG v. 21.12.2016 - 5 AZR 374/16; www.minijob-zentrale.de - Anrechenbarkeit von Zulagen und Zuwendungen auf
den Mindestlohn;

20 BAG, Urteil v. 21.12.2016 - 5 AZR 374/16; BAG, Urteil vom 16.04.2014 — 4 AZR 802/11.
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unwiderruflich ausbezahlt erhalt. Eine einmalige jahrliche Zahlung von Weihnachtsgeld
im Dezember eines Jahres kann also nur auf den Mindestlohn im November angerechnet
werden, da die Falligkeiten der Mindestlohnzahlungen von Januar bis Oktober bereits
abgelaufen sind. Ein etwaiger Uberschuss, d.h. ein Betrag der nicht benétigt wird, um den
Mindestlohnanspruch zu erfiillen, kann jedoch in nachfolgenden Zeitrdumen
angerechnet werden,

» Zulagen und Zuschlage, mit denen das Verhaltnis von Leistung und Gegenleistung nicht
beriihrt wird, wie z.B. Betriebstreuezulagen, Kinderzulagen,

» Zuschldge und Zulagen, deren Zahlung Folgendes voraussetzt:
— mehr Arbeit pro Zeiteinheit (Akkordpramien),
— Uberdurchschnittliche qualitative Arbeitsergebnisse (Qualitatspramien),
— Arbeit zu besonderen Zeiten (z.B. Uberstunden, Sonn-, Feiertagsarbeit),

— Arbeit unter erschwerten oder gefdhrlichen Bedingungen (z.B. Schmutzzulagen,
Gefahrenzulagen),

» Alle sonstigen Zulagen und Zuschldge, die eine vertraglich nicht geschuldete
Zusatzleistung des Arbeitnehmers ausgleichen.
Nicht anrechenbare

b. Nicht anrechenbare Zulagen und Zuwendungen Zulagen und Zuschlage
» Zuschlage fiir Nachtarbeit (§ 6 Abs. 5 ArbZG)
» Beitrdge zur betrieblichen Altersversorgung
» Vermogenswirksame Leistungen
» Aufwandsentschadigungen:

Hierzu gehort insbesondere die Erstattung von tatsachlich angefallenen Kosten, die der
Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer im Rahmen des Arbeitsverhaltnisses durch
Weisungen des Arbeitgebers entstanden sind (z.B. Durchfiihrung von Reisen/Fahrten zu
Kundeneinsatzen, Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen).

Ohne Bedeutung ist dabei - wie auch sonst - die Bezeichnung der Zulage. Auch eine - ggf.
auch pauschalierte - Leistung, die der Arbeitgeber als ,Wegegeld“ bezeichnet, mit der
aber nur ein besonderer Fahrtaufwand des Arbeitnehmers abgegolten wird, ist als reine
Kostenerstattung nicht beriicksichtigungsfahig.

» Zulagen, die die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit Sitz im
Ausland fiir die Zeit der Arbeitsleistung in Deutschland erhalt (Entsendezulage), konnen
nach & 2b Abs. 1 AEntG auf den Mindestlohn angerechnet werden. Dies gilt nicht, soweit
die Entsendezulage zur Erstattung von Kosten gezahlt wird, die infolge der Entsendung
tatsachlich entstanden sind (Entsendekosten). Als Entsendekosten gelten insbesondere
Reise-, Unterbringungs- und Verpflegungskosten.

Hinweis:

Die Anrechnungsmdglichkeit von Zulagen und Zuschlagen nach dem MilLoG ist nicht
abschlieRend geklart.

Fiir die Akzeptanz der Anrechnung koénnte der mit dem MiLoG verfolgte Schutz der
Arbeitnehmer herangezogen werden, welcher immer erreicht wird, wenn die Summe aller
Lohnbestandteile die Hohe des Mindestlohns erreicht.
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2.Grundsatz der Falligkeit

§2 Abs.1 MilLoG regelt, dass der Mindestlohn grundsatzlich zeitnah zur
Arbeitsleistung fallig ist. Das ist spatestens am letzten Bankarbeitstag des Monats, der
auf den Monat folgt, in dem die Arbeitsleistung erbracht wurde.

3.Ausnahme Arbeitszeitkonten

Von diesem Grundsatz gibt es in § 2 Abs. 2 MiLoG eine Ausnahme fiir Arbeitsstunden
auf Arbeitszeitkonten. Arbeitszeitkonten sind solche Konten, bei denen es um die
Flexibilisierung der werktaglichen oder wdchentlichen Arbeitszeit oder um den
Ausgleich betrieblicher Produktions- und Arbeitszeitzyklen geht. Als Beispiele
kdnnen hier Gleitzeit- oder Flexi-Konten genannt werden.

In Absatz 2 ist geregelt, wann in Arbeitszeitkonten eingestellte Arbeitsstunden
spatestens auszugleichen sind:

» Grundsatz: Ausgleich innerhalb von 12 Kalendermonaten

» Ausnahme: Anspruch auf den Mindestlohn ist durch das verstetigte
Arbeitsentgelt bereits erfiillt

Der Manteltarifvertrag fiir die gewerblichen Arbeitnehmer in der Papier, Pappe und Aarbeitszeitkonten im
Kunststoffe verarbeitenden Industrie (MTV) enthilt im Hinblick auf Arbeitszeitkonten Sinne desMTV
in § 2 folgende Regelungen:

a.Arbeitszeitkonto zur Arbeitszeitverlangerung, § 2 Ziff.1 Abs. 3
MTV

Fir die bezahlte Verlangerung regelmaRiger wochentlicher Arbeitszeit sieht diese
Tarifbestimmung die Einrichtung eines (besonderen) Arbeitszeitkontos vor. Dieses ist
dem Umfang nach mit ,maximal + 220/- 70 Stunden“ vorgegeben. Das vom
Arbeitnehmer geschuldete Arbeitszeitvolumen kann in diesem Rahmen gestaltet
werden.

Es ist den Betriebsparteien mit dem Arbeitszeitkonto mdglich, innerhalb eines
Zeitraumes von 12 Monaten eine Verlangerung der regelmaBigen wochentlichen
Arbeitszeit um fiinf Stunden bis hin zur 40-Stunden-Woche zu erreichen: 52 Wochen
minus 6 Wochen Urlaub minus 2 Wochen gesetzliche Feiertage ergibt bei fiinf
zusatzlichen Arbeitsstunden in der Woche ein Volumen von insgesamt 220 (= 5
Stunden x 44 Wochen) Plusstunden.

Der Tarifvertrag enthdlt keine Regelung dazu, wann das Arbeitszeitkonto
abzurechnen ist.

Hinweis:

Da es sich bei diesem (besonderen) Arbeitszeitkonto lediglich um eine Erhdhung des
vereinbarten Arbeitszeitvolumens handelt, finden die Regelungen zur Falligkeit des
Mindestlohnes nach §2 Abs.2 MiLoG keine Anwendung, soweit der Arbeitgeber keine
Flexibilisierung nutzt.

Solange der Arbeitgeber nach dem geltenden Entgelttarifvertrag zahlt,
unterschreitet er nicht den ab dem 1. Oktober 2022 geltenden Mindestlohn.
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Beispiel:

Ein volljahriger Arbeitnehmer in der untersten Lohngruppe erhdlt nach dem
Lohnrahmentarifvertrag fiir die gewerblichen Arbeitnehmer (LRTV) ab Mai2022 giiltigen
Lohntabelle folgenden Stundenlohn:

Tariflohn ab 01.05.2022

Stundenlohn Monatslohn*

13,91 € 2.114,32 €

* Berechnung erfolgt auf Grundlage der 35-Stunden-Woche bzw. 152 Stunden im Monat
Arbeitet ein volljahriger Arbeitnehmer der untersten Lohngruppe 40 Stunden in der Woche, so
muss er mindestens folgende Vergiitung erhalten:**

ab 01.10.2022 2.088,00 €

Dieser Betrag unterschreitet den oben dargestellten tariflichen Monatslohn bei dem ab dem
1. Oktober 2022 geltenden Mindestlohn.

** Berechnungsformel:
40 Stunden x 4,35 Wochen = 174 Stunden,
174 Stunden x Mindeststundenlohn = monatlicher Mindestlohn

b. Flexibilisierung der Arbeitszeit nach § 2 Ziff. 2 Abs. 2 MTV

Nach § 2 Ziff. 2 Abs. 2 MTV kann die wochentliche Arbeitszeit ungleichmaRig auf einen
Zeitraum von bis zu 78 Wochen verteilt werden. Das monatliche Einkommen der
betroffenen Arbeitnehmer wird unabhidngig von der Anzahl der geleisteten
Arbeitsstunden auf der Basis der tariflichen Wochenarbeitszeit in der Hohe des
vereinbarten Lohnes gezahlt.

Arbeitszeitkonten, die regelmafig aufgrund von Betriebsvereinbarungen fiir die
ungleichmaBige Verteilung der Arbeitszeit eingerichtet werden, gelten als
Flexikonten und stellen damit ein Arbeitszeitkonto im Sinne des § 2 Abs. 2 MiLoG dar.

c. Voraussetzung nach § 2 Abs. 2 MiLoG

Nach § 2 Abs. 2 MiLoG kdnnen bei verstetigten die Arbeitsstunden, die lber die
vertraglich vereinbarte Arbeitszeit hinaus geleistet worden sind, auf ein
Arbeitszeitkonto eingestellt werden. Es miissen folgende Voraussetzungen erfiillt
sein:

(1) Schriftliche Vereinbarung

Voraussetzung fiir die Anwendung des Absatzes 2 ist, dass das betreffende
Arbeitszeitkonto schriftlich vereinbart worden ist. Laut der Begriindung des
Gesetzesentwurfs liegt eine solche schriftliche Vereinbarung auch dann vor, wenn
»das Arbeitszeitkonto in einer Betriebs-/Dienstvereinbarung oder in einem normativ
oder infolge schriftlicher Inbezugnahme geltenden Tarifvertrag geregelt ist“*.

Nur wenn keine dieser Alternativen vorliegt, muss eine zusatzliche schriftliche
Vereinbarung mit dem Arbeitnehmer geschlossen werden.

21 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drucks. 18/1558, B. Besonderer Teil zu Artikel 1, zu Abschnitt 1, zu § 2
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(2) Ausgleichszeitraum: 12 Monate

Ist ein Arbeitszeitkonto schriftlich vereinbart, gilt fiir die darauf eingestellten
Arbeitsstunden der Ausgleichszeitraum von 12 Monaten - so der Grundsatz fir
,mindestlohnrelevante” Konten.

Ein Arbeitszeitkonto wird dann mindestlohnrelevant, wenn mit der Zahlung des wmindestiohnrelevantes
Entgelts nicht alle tatsachlich in dem betreffenden Monat geleisteten Arbeitsstunden Arbeitszeitkonto
rechnerisch mit dem Mindestlohn vergiitet werden.

Eingestellte Arbeitsstunden miissen demnach spatestens innerhalb von zwolf Hinweis:
Kalendermonaten nach ihrer monatlichen Erfassung durch Freizeit oder Zahlung des Kiirzere Ausgleichzeit des
Mindestlohnes ausgeglichen werden, auch wenn der Tarifvertrag lingere oder keine M-0¢ st2beachten.
Ausgleichszeitraume fiir Arbeitszeitkonten - wie z.B. die 78 Wochen in § 2 Ziff. 2 Abs. 2

MTV vorsieht.

Beispiel:

Ein Arbeitnehmer arbeitet im November 2022 auftragsbedingt so viel mehr, dass die
eingestellten Stunden nicht vollstdndig mit der Zahlung des verstetigten Mindestlohns
abgegolten werden konnten. Das Arbeitszeitkonto wurde daher im November 2022
~mindestlohnrelevant”. Diese Stunden miissen innerhalb von 12 Kalendermonaten nach
ihrer monatlichen Erfassung durch Freizeitgewahrung oder Zahlung des Mindestlohnes
ausgeglichen werden. Der Ausgleichszeitraum beginnt in diesem Fall am 1. Dezember 2022
und endet spatestens am 30. Nonvember 2023. Also muss - im Falle der Auszahlung - der
Mindestlohn noch im November 2023 gezahlt werden. MaRgeblich ist die Auszahlung
selbst, so dass eine Zahlung mit dem Entgelt fiir November 2023 nicht ausreicht, wenn
dieses Entgelt erst im Dezember 2023 ausgezahlt wird.

Erfolgt vor November 2023 bereits ein Ausgleich durch ,,Minderarbeit®, ist eine Auszahlung
nicht mehr erforderlich, da der Ausgleich bereits durch bezahlte Freistellung erfolgt ist.
Hinweis:

Sofern im Ausgleichszeitpunkt die derzeit geltende Mindestlohnhéhe von 12,00 Euro
angepasst wird, ist zu beachten, dass fiir die mindstlohnrelevante Mehrarbeit im November
2022 die richtige Mindestlohnhohe, namlich 12,00 Euro/Stunde beriicksichtigt wird und
nicht die ggf. danach geltende abweichende Mindestlohnhdhe .

Das MiLoG verlangt sowohl fiir die bezahlte Freistellung als auch fiir den finanziellen ;. eis.

Ausgleich innerhalb von 12 Monaten nur ein Stundenentgelt in HOohe des AuszahlungnurinHohe
Mindestlohns. Das bedeutet, dass nach dem MiLoG nicht das gesamte individuelle 9¢sMindestlohns mglich
Stundenentgelt zu zahlen ist, sondern nur der Mindestlohn. Der
dariiberhinausgehende Entgeltanteil fiir die eingestellten Arbeitsstunden kann auf

dem Arbeitszeitkonto verbleiben.

Ob eine solche Vorgehensweise in der Praxis sinnvoll ist, muss genau abgewogen
werden. Die Differenzierung zwischen Mindestlohn und UberschieBendem
Stundenentgelt verlangt eine exakt getrennte und biirokratische Kontenfiihrung.

(3) Ausnahme: Ausgleich durch verstetigtes Arbeitsentgelt

Das Gesetz sieht die Mdglichkeit vor, die ,Mindestlohnrelevanz® eines
Arbeitszeitkontos zu verhindern, indem der Anspruch auf den Mindestlohn durch
Zahlung des verstetigten Arbeitsentgelts erfiillt wird (§ 2 Abs. 2 Satz 1, 2. Hs. MiLoG).
Es kommt also darauf an, dass alle Arbeitsstunden, die ein Arbeitnehmer in einem
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Monat tatsachlich geleistet hat, rein rechnerisch durch das verstetigte Arbeitsentgelt
mit dem Mindestlohn vergiitet worden ist.

Fir die folgenden Beispielrechnungen wird immer von einem reinen
Tariftabellenentgelt ausgegangen, da dieses in jedem Fall Bestandteil des
Mindestlohns ist.

Beispiel:

Ein Arbeitnehmer erhalt ein monatliches Tariftabellenentgelt von 2.705,60 Euro (17,80 Euro pro
Stunde / Lohngruppe VI, 2. Tatigkeitsjahr). Statt der vereinbarten 152 Stunden (35 Stunden pro
Woche) arbeitet er im November insgesamt 190 Stunden. Die lber die tariflich vereinbarte
Arbeitszeit hinausgehenden Stunden werden in das Arbeitszeitkonto eingestellt.

Nach dem MiLoG miisste der Arbeitnehmer fiir die 190 tatsachlich geleisteten Stunden
zumindest 2.280,00 Euro (190 Stunden * 12,00 Euro) liber das verstetigte Arbeitseinkommen
erhalten, damit die Pflicht zur Einhaltung des Ausgleichszeitraumes entfallt.

Dies ist durch das Tabellenentgelt in Hohe von 2.705,60 Euro erfiillt).

3.000,00 2.705,60 € 2.705,60 €

2.500,00 2.280,00 €

1.824,00 €

2.000,00
1.500,00
1.000,00

500,00

vereinbarte Arbeitszeit: 152 Stunden geleistete Stunden: 190

0,00

M verstetigtes Entgelt B Mindestohnanteil

Die Grafik gilt ab dem 1. Oktober 2022

Als Anhaltspunkt kann bei dem derzeit geltenden Mindestlohn von 12,00 Euro ein
verstetigter Monatsverdienst von 3.240,00 Euro brutto herangezogen werden.
Erreicht ein Arbeitnehmer diesen Verdienst, ist damit die nach Arbeitszeitgesetz
(ArbZG) zulassige Stundenanzahl mit dem Mindestlohn in jedem Fall abgegolten:

Hinweis:

Bei einer nach ArbZG maximalen Stundenbelastung von 60 Stunden pro Woche bzw.
10 Stunden pro Tag ergeben sich bei einem Monat mit 31 Tagen maximal 27 Werktage mit
maximal erreichbaren 270 Stunden (4 Wochen (= 24 Werktage) * 60 Stunden + 3 weitere
Tage * 10 Stunden). Diese miissen bei einem Mindestlohn von 12,00 Euro mit einem
Mindestlohnanteil von 3.240,00 Euro vergiitet werden.

aa. Vollzeitbeschaftigte

Fiur Vollzeitbeschaftigte in der Branche der Papier, Pappe und Kunststoffe
verarbeitenden Industrie ist die Zahlung des Mindestlohnes ab Lohngruppe VI
2. Tatigkeitsjahr nach dem Lohnrahmentarifvertrag fiir die gewerblichen
Arbeitnehmer (LRTV) der ab Mai 2022 giiltigen Lohntabelle allein aufgrund des
vereinbarten Tariflohnes fiir die maximal magliche Arbeitszeit erfiillt:
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Tariflohn LG VI, 2. Tatigkeitsjahr ab 1. Mai 2022:

Stundenlohn: 17,80 Euro brutto
Monatslohn fiir 35-Stunden-Woche: 2.705,80 Euro brutto

In diesem Fall liegt die durch das verstetigte Einkommen abgedeckte Stundenzahlim
Monat bei 225,48 Stunden (= 2.705,80 Euro : 12,00 Euro), also bei rund 51,84 Stunden
(=225,48 Stunden : 4,35) in der Woche.

Aber auch in den darunterliegenden Lohngruppen diirfte die Mindestlohnrelevanz der
Arbeitszeitkonten eher der Ausnahmefall bleiben. Zur Veranschaulichung erfolgt eine
Darstellung fiir die unterste Lohngruppe nach dem LRTV und der Lohntabelle ab Mai
2022:

Beispiel ab 1. Oktober2022:

Ein volljahriger Arbeitnehmerin der untersten Lohngruppe erhalt ab Mai 2022 einen Stundenlohn
von 13,91 Euro. Bei einer 35-Stunden-Woche erhalt er einen Monatslohn von 2.114,32 Euro (auf
Grundlage einer Berechnung von 152 Stunden pro Monat).

In diesem Fall liegt die durch das verstetigte Einkommen abgedeckte Stundenzahl im Monat bei
176,19 Stunden (= 2.114,32 Euro : 12,00 Euro), also bei rund 40,5 Stunden in der Woche.

bb. Teilzeitbeschaftigte

Schwieriger ist die Situation bei Teilzeitbeschaftigten. Wegen des geringeren
verstetigten Einkommens ist auch nur eine geringere ,,Mehr“-Stundenzahl méglich.

Beispiel:
In dem zuvor genannten Beispiel arbeitet der volljahrige Arbeitnehmer nur 20 Stunden in der
Woche. In der untersten Lohngruppe erhalt er ab Mai 2022 einen Stundenlohn von 13,91. Somit
betragt sein Monatslohn 1.210,17 Euro (auf Grundlage einer Berechnung von 87 Stunden pro
Monat).

In diesem Fall liegt die durch das verstetigte Einkommen abgedeckte Stundenzahl im Monat bei
rund 100,85 Stunden (= 1.210,17 Euro : 12,00 Euro). Das bedeutet, dass dieser Arbeitnehmer in
Produktionsspitzen nicht mehr als 100,85 Stunden leisten darf, damit das Konto nicht
mindestlohnrelevant wird. Das sind im Durchschnitt nicht mehr als rund 23,18 Stunden in der
Woche.

cc. BezugsgroRe Kalendermonat

Das Gesetz nennt als GroRe das verstetigte Arbeitsentgelt und legt den pinweis:
Kalendermonat als maRgeblichen Zeitraum an. Es kommt also bei der Betrachtung der BezugsgréRe ist der
héchstméglichen Stunden darauf an, dass diese - auf den Kalendermonat bezogen - gzwgg‘?mat'"mht
nicht tiberschritten werden.

Dementsprechend kann in dem letzten Beispiel der Arbeitnehmer durchaus eine
Woche lang 40 oder mehr Stunden leisten, solange monatlich die Stundenanzahl von
100,85 Stunden (= 23,18 Stunden pro Woche * 4,35) nicht iiberschritten wird.

d. Maximal einstellbare Arbeitsstunden - 50 Prozent-Grenze

GemalR §2 Abs.2 Satz 3 MiLoG diirfen die auf das Arbeitszeitkonto eingestellten so%-Grenze gilt nur fir
Arbeitsstunden monatlich jeweils 50 Prozent der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit mindestiohnrelevante
nicht libersteigen. Uberschreitet der Arbeitgeber diese Grenze, wird der Mindestlohn Arbeitszeitkonten
auf die darauf bezogenen Arbeitsstunden nach § 1 Abs. 1 MiLoG fallig.
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Diese Regelung stellt eine gravierende Verscharfung der durch das ArbZG gesetzten
Grenzen dar. Auch der Manteltarifvertrag fiir die gewerblichen Arbeitnehmer der
Papier, Pappe und Kunststoffe verarbeitenden Industrie kennt eine solche
Beschrankung nicht.

Diese Regelung ist grundsatzlich nur fiir mindestlohnrelevante Arbeitszeitkonten
relevant. Sie ist nicht fiir Arbeitszeitkonten anwendbar, wenn das tatsichlich
ausgezahlte Arbeitsentgelt lber dem Mindestlohn liegt und der Anspruch auf
Mindestlohn damit bereits erfiillt ist. Dies ergibt sich bereits aus den
Gesetzesmaterialien. In der Beschlussempfehlung und dem Bericht des Ausschusses
fur Arbeit und Soziales vom 02.07.2014 wird klargestellt, dass die Regelung zu den
Arbeitszeitkonten in § 2 Abs. 2 MiLoG keine allgemeinen Vorgaben fiir samtliche
Arbeitszeitkonten macht. Die Fiihrung eines Arbeitszeitkontos unterfallt mithin nicht
den Vorgaben des Absatzes 2, wenn bereits durch das verstetigte Monatseinkommen
fur samtliche geleistete Arbeitsstunden der vom Arbeitgeber nach §1 Abs.1
geschuldete Mindestlohn bewirkt wird.#

e. Schlussfolgerung

Es sollte darauf geachtet werden, dass ein Arbeitszeitkonto nicht
mindestlohnrelevant wird, denn:

Mindestlohnrelevantes Arbeitszeitkonto

Ausgleichszeitraum Maximale
Stundeneinstellung

12 Monate nach § 2 und 50 % der vertraglich

Abs. 2 Satz 1 MiLoG vereinbarten Arbeitszeit

anstatt

78 Wochen (18 deutlich mehr Stunden in

Monate) nach § 2 Ziff. 2 den Grenzen des ArbZG

Abs. 2 MTV (der MTV enthalt selbst

keine Beschrankung)

2 Beschlussempfehlung und Bericht, BT-Drs. 18/2010, S. 21; Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, 16. Auflage 2016,
§ 2 MiLoG, Rn. 2, 4.
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VI. Unabdingbarkeit des Mindestlohns

Grundsatzlich ist der Anspruch auf den geltenden gesetzlichen Mindestlohn
unabdingbar, § 3 MiLoG. Der Mindestlohn wird ausweislich des Gesetzeswortlauts nur
fuir die tatsachlich erbrachte Arbeitsleistung geschuldet. Auch im Anwendungsbereich
des Arbeitnehmerentsendegesetzes hat das BAG bereits entschieden, dass der dort
geregelte Anspruch auf Mindestlohn nur fiir die tatsdchlich erbrachte Arbeit geschuldet
ist.?3

Nicht erfasst von der Regelung des & 3 MiLoG werden daher gesetzliche Anspriiche auf nicht erfasst:
Fortzahlung der Vergiitung aus besonderem Anlass. Die Hohe der Vergiitungspflicht Entge:‘tfortzah|ungsan-
ergibt sich in diesen Fallen aus spezialgesetzlichen Regelungen. spruche

Hierzu gehoren insbesondere:

» Anspruch auf Urlaubsentgelt (§1 i. V. m. §11 BUrlG) und
Urlaubsabgeltung (& 7 Abs. 4 BUrIG)

» Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (§ 3 EFZG)
» Entgeltfortzahlung an Feiertagen (§ 2 EFZG)
» Annahmeverzugslohn (§ 615 BGB)

Die genannten Leistungen werden fiir Zeiten der Freistellung bzw. Krankheit und damit
gerade nicht fiir tatsachlich erbrachte Arbeitsleistung gewahrt, es handelt sich somit
um gesetzliche Ausnahmen. Die Vergiitungsanspriiche beruhen zudem auf den insoweit
spezielleren Vorschriften des Entgeltfortzahlungsgesetzes (EFZG) und des
Bundesurlaubsgesetzes (BurlG), die vorrangig Regelungen fiir die Unabdingbarkeit des
Fortzahlungsanspruchs enthalten.

Diese Leistungen unterfallen daher weiterhin im vollen Umfang den tariflichen und
arbeitsvertraglichen Verfall- oder Ausschlussfristen. Anders als § 3 MiLoG beschranken
weder § 12 EFZG noch §13 BUrIG die Wirksamkeit solcher Vereinbarungen.?* Auch
Verzicht und Verwirkung bleiben nach allgemeinen Regeln grundsatzlich maglich.

1.Ausschlussklauseln

Vereinbarungen, die eine Geltendmachung des Mindestlohnanspruchs beschranken
oder ausschlieBen, sind dem Wortlaut von § 3 Satz 1 MiLoG nach ,/nsoweit
unwirksam”

Der gesetzliche Mindestlohn in seiner jeweils geltenden Hohe ist in jedem Lohn oder
Gehalt als gesetzlich garantierter Mindestanspruch enthalten. Daher haben alle
Arbeitnehmer Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn, auch wenn ihre durch
Arbeits- oder Tarifvertrag geregelte Vergiitung iiber dem gesetzlichen Mindestlohn
liegt.?> Ausschlussfristen konnen demzufolge den Anteil des Lohns oder Gehalts, der
in seiner Hohe dem Mindestlohn entspricht, nicht zum Erldschen bringen. Fraglich ist
jedoch, ob Ausschlussklauseln, die den gesetzlichen Mindestlohn nicht ausdriicklich

2 BAG, Urteil vom 12.01.2005 - 5 AZR 279/01.

24 BAG, Urteil vom 22.01.2002 - 9 AZR 601/00 (Urlaubsentgelt); BAG, Urteil vom 13.12.2011 - 9 AZR 399/10
(Urlaubsabgeltung); BAG, Urteile vom 16.01.2001 - 5 AZR 430/00 und vom 25.05.2005 - 5 AZR 572/04
(Entgeltfortzahlung nach dem EFZG).

25 BAG, Urteil vom 25.05.2016 - 5 AZR 135/16.
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ausnehmen, ganzlich oder nur teilweise unwirksam sind. Hierbei sind folgende
Vereinbarungen zu unterscheiden:

» Ausschlussfristen in tarifgebunden Arbeitsverhaltnissen  (unmittelbar
tarifgebundene Arbeitnehmer oder arbeitsvertraglicher Globalverweis auf den
gesamten Tarifvertrag)

» Ausschlussfristen in nicht tarifgebunden Arbeitsverhaltnissen (OT- und AT-
Angestellte oder arbeitsvertraglicher Teilverweis auf die tarifliche
Ausschlussfrist)

» Vereinbarungen zur Entgeltumwandlung
» Exkurs: Abgeltungsklauseln fiir Uberstunden

a. Ausschlussfristen in tarifgebundenen Arbeitsverhaltnissen

Die Regelung hat zur Folge, dass auch tarifliche Ausschlussfristen keine Anwendung teilunwirksamkeit von
finden, soweites um den Mindestlohnanspruch geht. Eine Offnungsklausel fiir tarifliche tarifvertraglichen
Ausschlussfristen ist nicht vorgesehen. Damit finden auch die Ausschlussfristen in den ﬁ\,l‘;f]zceft“lzshkr:z:zi!‘hﬂ:e
Tarifvertragen der Papier, Pappe und Kunststoffe verarbeitenden Industrie (§ 19 MTV)

keine Anwendung auf den Mindestlohnanspruch. Der Gesetzgeber geht davon aus, dass

der gesetzliche Mindestlohn in jeder Arbeitsvergiitung eines Arbeitnehmers ,mit

enthalten” ist.

Auch der tariflich vergiitete Arbeitnehmer hat daher einen gesetzlich garantierten
Anspruch auf den Mindestlohn pro geleisteter Zeitstunde.

Mit seinem Urteil vom 20.06.2018 hat das BAG entschieden, dass tarifliche
Ausschlussfristen nicht der AGB-Kontrolle wegen § 310 Abs. 4 BGB unterliegen. Das gilt
fur Ausschlussfristen, die originar kraft beiderseitiger Tarifbindung fiir das
Arbeitsverhaltnis gelten. Von der AGB-Kontrolle sind ferner tarifliche Ausschlussfristen
ausgenommen, wenn der Arbeitsvertrag auf den einschlagigen Tarifvertrag als Ganzes
Bezug nimmt (sog. Global- oder Gesamtverweisung). Daher greift hier die in § 3 MiLoG
angeordnete Unwirksamkeitsfolge ,,/insoweit’, sodass nur der Anspruch auf Mindestlohn
von der Unwirksamkeit betroffen ist. Im Ubrigen bleibt die tarifliche Verfallklausel
wirksam.2¢

Hinweis:

Die Ausschlussfristen des & 19 MTV finden auf den gesetzlichen Mindestlohnanspruch keine
Anwendung. Uber den gesetzlichen Mindestlohn hinausgehende Entgeltanspriiche
unterliegen aber weiterhin den tariflichen Ausschlussfristen.

b. Ausschlussfristen in nicht tarifgebundenen Arbeitsverhaltnissen

Zu beachten ist, dass individual-arbeitsvertraglich (Arbeitsvertrage mit nicht
tarifgebundenen Arbeitnehmern (OT-Vertrdge) oder AT-Angestellten) vereinbarte
Ausschlussfristen der vollen AGB-Kontrolle unterliegen. Gleiches gilt fiir tarifliche
Ausschlussfristen, auf die im Arbeitsvertrag durch eine entsprechende
Bezugnahmeklausel nur punktuell verwiesen wird (sog. Teil- oder Einzelverweis, z.B. ,£s
gelten die Ausschlussfristen aus dem Tarifvertrag).

% BAG, Urteil vom 20.06.2018 - 5 AZR 377/17

30

—



VI. Unabdingbarkeit des Mindestlohns “ hP u

Individual-arbeitsvertraglich  vereinbarte Ausschlussfristen sind nach der Gesamtunwirksamkeit
Grundsatzentscheidung des BAG vom 18.09.2018 insgesamt unwirksam, wenn sie den vonarbeitsvertraglichen
Mindestlohn nicht ausdriicklich ausnehmen.?” Dies gilt jedoch nur fiir Arbeitsvertrége, f,‘l:zzceh;tulizkrﬁt‘;:‘h?::e
die nach der Einfiihrung des Mindestlohns zum 01.01.2015 abgeschlossen wurden. Nur

solche Klauseln verstoRen gegen das Transparenzgebot gemafd § 307 Abs. 1 Satz 2

BGB. Fiir die Transparenz-Kontrolle im Sinne von § 307 Abs. 1 BGB ist allein auf die

Gesetzeslage bei Vertragsschluss abzustellen. Im Hinblick auf die Unwirksamkeit von

Ausschlussfristen ist daher zwischen Alt- und Neuarbeitsvertragen zu unterscheiden:

» Ausschlussfristen in Altvertragen, die vor Inkrafttreten des MiLoG, d.h. bis zum geachten:
31.12.2014, vereinbart wurden, sind aus Grinden des Vertrauensschutzes nicht Dlifferegzierung zwischen
vollstandig unwirksam, da § 3 Satz 1 MiLoG deren Unwirksamkeit nur anordnet, f\szlcmagNZulvg{tzrgﬁ?

soweit die Klausel Anspriiche auf Mindestlohn erfasst.

Fiir den Zeitraum bis zum 31.12.2014 steht § 3 Satz 1 MiLoG der Wirksamkeit der
Ausschlussfrist nicht entgegen, denn die Norm setzt nach Ansicht des BAG das
Bestehen des Mindestlohns voraus.

» Demgegeniiber fiihrt das Fehlen der Ausnahme des gesetzlichen Mindestlohns
in ,Neuvertragen” zur Gesamtunwirksamkeit wegen Intransparenz, wenn die
Verfallklausel vom Arbeitgeber nach dem 31.12.2014 bzw. ab dem 01.01.2015
gestellt wurde. In dem Fall stellt die Klausel die Rechtslage irrefiihrend dar. Die
Klausel suggeriere dem Arbeitnehmer, er miisse auch den Anspruch auf den zu
zahlenden gesetzlichen Mindestlohn innerhalb der vorgesehenen
Ausschlussfrist geltend machen.

Praxishinweis:

Arbeitsvertrage, die nach dem 31.12.2014 geschlossen wurden, sollten auf die Wirksamkeit
der Ausschlussklauseln gepriift werden. Sofern sie entgegen & 3 Satz 1 MiLoG auch den
gesetzlichen Mindestlohn erfassen, besteht Handlungsbedarf.

Um dem Transparenzgebot gerecht zu werden, reicht es nach dem BAG aus, wenn eine
arbeitsvertragliche Ausschlussklausel einen Hinweis enthalt, dass sie nicht fiir Anspriiche
des Arbeitnehmers gelte, die kraft Gesetzes der vereinbarten Ausschlussfrist entzogen sind.
Wenden Sie sich diesbeziiglich bitte an Ihren Landesverband.

c. Verjahrung

Der Mindestlohnanspruch unterliegt demzufolge nur der regelmaRigen dreijahrigen
Verjahrung nach § 195 BGB. Die Frist beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der
Lohnanspruch entstanden ist und der Arbeitnehmer von den anspruchsbegriindenden
Tatsachen Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlassigkeit erlangen miisste (§ 199
Abs. 1 BGB).

Beispiel:

Der gesetzliche Mindestlohnanspruch fiir eine Arbeitsleistung im Oktober 2022 (12,00 Euro pro
Stunde) verjahrt mit Ablauf des 31. Dezember 2025, 24:00 Uhr. Bis zu diesem Zeitpunkt kann der
Anspruch klageweise vom Arbeitnehmer geltend gemacht werden. Zwischen Arbeitsleistung und
Klageerhebung lagen im Beispielsfall mehr als drei Jahre.

27BAG, Urteil vom. 18.09.2018 - 9 AZR 162/18.
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Daher muss auch ein Auftraggeber im Einzelfall iiber mehrere Jahre hinweg mit einer
Mindestlohnklage von betriebsfremden Arbeitnehmern rechnen.

d. Entgeltumwandlung

Der Arbeitnehmer hat gemafs § 1a Betriebsrentengesetz (BetrAVG) einen Anspruch
gegen seinen Arbeitgeber, einen Teil seines vereinbarten Arbeitsentgelts fiir die
betriebliche Altersvorsorge zu verwenden. Nach der Gesetzesbegriindung? bleibt eine
solche Entgeltumwandlung auch unter Geltung des MiLoG zulassig, da hierdurch der
Mindestlohn weder unterschritten noch beschrankt wird.

Damit ist klargestellt, dass der tatsachlich ausgezahlte Lohn gesetzeskonform auf
Wunsch des Arbeitnehmers durch eine Entgeltumwandlung den Mindestlohn
unterschreiten kann.

e. Exkurs: Abgeltungsklauseln fiir Uberstunden in Arbeitsvertrigen

Die Vorgaben des MiLoG werden nur eingehalten, wenn im Durchschnitt fiir jede
geleistete Arbeitsstunde der jeweils giiltige Mindestlohn gezahlt wird. Werden
beispielsweise Uberstunden geringer vergiitet als die regulire Arbeitszeit oder
einzelne Stunden iiberhaupt nicht, wird im Durchschnitt der Mindeststundenlohn ggf.
nicht erreicht. Dies kann auch Auswirkungen auf Abgeltungsklauseln fiir Uberstunden
in Arbeitsvertragen mit nicht tarifgebundenen Arbeitnehmern (OT-Vertrage) oder AT-
Angestellten haben. So wére etwa in einem Arbeitsvertag, der als Vergiitung nur den
Mindestlohn vorsieht, eine pauschale Abgeltungsklausel fiir Uberstunden wegen
VerstolRes gegen § 3 Satz 1 MiLoG unwirksam.

Auch bei Stundenvergiitungen liber dem Mindestlohn kann eine pauschale Abgeltung
insoweit unwirksam sein, als dadurch im Durchschnitt der Mindestlohn je Zeitstunde
nicht erreicht wird. Abgeltungsklauseln miissen daher ggf. so angepasst werden, dass
der Mindestlohnanspruch nicht unterschritten wird.

Hinweis:

Im Fall der nach § 2 Ziff. 1 Abs. 4 MTV zulassigen Arbeitszeitverlangerung ohne Lohnausgleich
liegt der durchschnittliche Stundenlohn derzeit deutlich iiber dem Mindestlohn (vgl. unter
IlI. 3. C. (3) zur Ausnahme: Ausgleich durch verstetigtes Arbeitsentgelt)

2.Verzicht

Nach § 3 Satz 2 MiLoG ist ein Verzicht des Arbeitnehmers auf den gesetzlichen
Mindestlohnanspruch grundsatzlich unzuldssig. Nur auf Grund eines gerichtlichen
Vergleiches kann der Arbeitnehmer wirksam auf bereits entstandene
Mindestentgeltanspriiche verzichten.

Der gerichtliche Vergleich kann in der Giiteverhandlung oder im Laufe des Verfahrens
geschlossen werden.

Unklar ist jedoch, welche Anforderungen an den gerichtlichen Vergleich gestellt
werden. Ein Vergleich, der lediglich durch Feststellung eines Vergleichsvorschlags der
Parteien zustande kommt (§ 278 Abs. 6 Satz 1 Alt. 1 ZPO) erfiillt die Voraussetzungen

28 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drs. 18/1558, S. 35
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nach iiberwiegender Ansicht nicht. Der gerichtliche Vergleich bedarf einer inhaltlichen Gerichtliche Mitwirkung
Mitwirkung des Gerichts, d.h. er muss auf Vorschlag des Gerichts zustande kommen zzggfxaat’l‘lgﬁzzmme“
(8§ 278 Abs. 6 Satz 1 Alt. 2 ZPO). Diese Ansicht hat das BAG auch im Hinblick auf den vergleichs

ahnlich formulierten § 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 TzBfG vertreten.?® Es ist daher moglich,

dass das BAG diese Rechtsprechung auf § 3 Satz 2 MiLoG libertragen wird.

Praxishinweis:
Der Arbeitgeber sollte daher darauf hinwirken, dass das Gericht einen Vergleichsvorschlag

der Parteien inhaltlich aufgreift und als eigenen Vorschlag unterbreitet, entsprechend
beschlieRt und protokolliert.

Ein auBergerichtlicher Vergleich oder eine sonstige Vereinbarung zwischen Augergerichtlicher
Arbeitnehmer und Arbeitgeber iiber den Verzicht auf den Mindestlohn sind hingegen Verzicht unzulassig
unzuldssig, waren also fiir den Mindestlohnanspruch wirkungslos. Dies gilt auch fiir
allgemeine Ausgleichs- oder Verzichtsklauseln in Aufhebungsvertragen. Auf
Vergiitungsanspriiche oberhalb des Mindestlohns kann der Arbeitnehmer auch
weiterhin - vorbehaltlich & 4 Abs. 4 Satz 1 TVG - wirksam auf3ergerichtlich verzichten.

Praxishinweis:

In auBergerichtlichen Vereinbarungen sollte der Verzicht auf den Mindestlohnanspruch
ausdriicklich ausgenommen werden; der Verzicht ist nur auf den Ubergesetzlichen
Lohnanspruch zu beschréanken.

3.Verwirkung

Die Verwirkung des Anspruchs des Arbeitnehmers auf den gesetzlichen Mindestlohn
ist vollstandig ausgeschlossen, § 3 Satz 3 MiLoG. Damit wird einem Arbeitgeber der
Einwand der rechtsmissbrauchlichen verspateten Rechtsausiibung durch einen
betroffenen Arbeitnehmer abgeschnitten. Die Verwirkung von Anspriichen des
Arbeitnehmers aus dem Arbeitsverhaltnis wurde auch bisher nur in seltenen
Ausnahmefillen angenommen. Im Ubrigen ist die Verwirkung von tariflichen Rechten
bereits nach § 4 Abs. 4 Satz 2 TVG ausgeschlossen.

29 BAG, Urteil vom 15.02.2012 - 7 AZR 734/10.
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Vil. Konsequenzen und Sanktionen bei
Nichtbefolgung

Die Priifung der Einhaltung der Pflichten der rechtzeigen Zahlung des Mindestlohnes
iibernehmen die Behdrden der Zollverwaltung, § 14 MiLoG.

Neben den Ordnungswidrigkeiten ergeben sich aus der Nichtbefolgung der
Vorschriften folgende Konsequenzen:

Konsequenzen bei Nichtbefolgung

- N

Arbeitsrechtlich Sozialversicherungsre ~ Ordnungswidrigkeiten  Strafbarkeit

chtlich
Lohnnachforderung Es gilt das Geahndet werden Der Arbeitgeber kann
unterliegt dreijahriger ~ Entstehungsprinzip: insbesondere auch sich nach § 266a StGB
Verjahrungsfrist, Beitrage sind auch fir ~ VerstoBe gegen die wegen Vorenthalten
§§ 195, 199 BGB; geschuldetes, bei Dokumentationspflicht  und Veruntreuen von
Ausschlussfristen Falligkeit aber noch (bei geringfiigiger Arbeitsentgelt strafbar
greifen nicht. nicht gezahltes Beschaftigung). machen.

Arbeitsentgelt zu Die nicht oder nicht

zahlen; rechtzeitige Zahlung

Riickforderung des Mindestlohnes,

mindestens 4 Jahre kann mit bis zu

méglich, § 25 SGB IV. flinfhunderttausend

Euro geahndet werden,
§ 21 Abs. 3 MiLoG.
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VIll. Mindestlohnkommission

Nach & 1 Abs. 2 Satz 2 MiLoG kann auf Vorschlag der Mindestlohnkommission (MLK)
durch Rechtsverordnung der Bundesregierung die Hohe des Mindestlohns geandert
werden. Die MLK ist von der Bundesregierung zu errichten. Sie wird alle fiinf Jahre neu
berufen (§ 4 MiLoG).

1.Zusammensetzung

Die MLK setzt sich aus neun ehrenamtlichen Mitgliedern wie folgt zusammen:

e ein Vorsitzender
e sechsstimmberechtigte Mitglieder
e zwei beratende, wissenschaftliche Mitglieder

Die oder der stimmberechtigte Vorsitzende wird grundsétzlich von der
Bundesregierung auf Basis eines gemeinsamen Vorschlags der Spitzenorganisationen
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer benannt (§6 Abs. 1 MiLoG). Wird kein
gemeinsamer Vorschlag unterbreitet, beruft die Bundesregierung je eine Person auf
Vorschlag der beiden Parteien (§ 6 Abs. 2 MiLoG). In diesem Fall wechselt der Vorsitz
nach jedem Beschluss, d.h. alle zwei Jahren. Uber den erstmaligen Vorsitzenden
entscheidet das Los.

Derzeitiger Vorsitzender ist Herr Jan Zilius.

Je drei der stimmberechtigten Mitglieder werden auf Vorschlag der
Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer von der Bundesregierung
berufen (§ 5 Abs. 1 Satz 1 MiLoG).

Zusatzlich werden auf Vorschlag der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und
Arbeitnehmer je ein beratendes Mitglied von der Bundesregierung berufen. Sie
kommen aus den Kreisen der Wissenschaft, miissen unabhéngig sein und bringen ihren
wissenschaftlichen Sachverstand bei den Beratungen mit ein (§ 7 MiLoG). Die beiden
beratenden Mitglieder sind nicht stimmberechtigt.

Zu Verfahrensregelungen hat sich die MLK erganzend zu den gesetzlichen Regelungen
eine Geschaftsordnung gegeben (Geschaftsordnung der Mindestlohnkommission).

2.Beschlussverfahren

Die MLK ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte ihrer stimmberechtigten
Mitglieder anwesend ist, also vier oder mehr. Die Beschliisse der MLK werden mit
einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Der Vorsitzende hat sich
zunachst der Stimme zu enthalten. Kommt keine Stimmenmehrheit zustande, macht
der Vorsitzende einen Vermittlungsvorschlag. Kommt nach der Beratung lber den
Vermittlungsvorschlag ebenfalls keine Stimmenmehrheit zustande, ilibt der
Vorsitzende sein Stimmrecht aus. In dieser Patt-Situation entscheidet somit der
Vorsitzende.
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3.Aufgaben

a. Prifung und Anpassung der Mindestlohnhohe

Die MLK hat tiber die Anpassung der Hohe des Mindestlohns zu befinden. Hierfiir priift
sie in einer Gesamtabwagung, welche Hohe des Mindestlohns geeignet ist, zu einem
angemessenen Mindestschutz der Arbeitnehmer beizutragen, faire und
funktionierende Wettbewerbsbedingungen zu ermdéglichen und die Beschaftigung
nicht zu gefahrden (§ 9 Abs. 1 Satz 1 MiLoG)

Bei dem Kriterium des ,angemessenen Mindestschutzes der Arbeitnehmer” ist zu
beachten, dass hierunter lediglich eine unterste Entgeltgrenze, mithin der
notwendige Lohn zu verstehen ist.

Fiir die Entscheidung lber die Hohe der Anpassung des Mindestlohns orientiert sich
die MLK nachlaufend an der Tarifentwicklung (§ 9 Abs. 2 Satz 2 MiLoG).

Als Grundlage fiir die Berechnung der nachlaufenden Tarifentwicklung hat sich die
MLK auf den Tarifindex des Statischen Bundesamtes gestiitzt. Konkret werden -
entsprechend der Definition des gesetzlichen Mindestlohns als Stundenlohn - die
tariflichen Stundenverdienste ohne Sonderzahlungen als Basis herangezogen.?°

Im Hinblick auf die jiingste Anpassung des Mindestlohns orientiert sich die erste Stufe
an der Entwicklung des Tarifindex in den Jahren 2016 und 2017. Die zweite Stufe
beriicksichtigt auch die Tarifabschliisse im ersten Halbjahr 2018.**

b. Evaluation

Eine weitere Aufgabe der MLK ist, laufend die Auswirkungen des Mindestlohns auf den
Schutz der Arbeitnehmer, auf die Wettbewerbsbedingungen und die Beschaftigung
im Zusammenhang mit bestimmten Branchen und Regionen sowie auf die
Produktivitdt zu evaluieren (§ 9 Abs. 4 MiLoG). Die Ergebnisse stellt die Kommission
der Bundesregierung in einem Bericht zur Verfiigung.

4.Zeitpunkt der Mindestlohnanpassung

Die Novellierung des Mindestlohngesetzes sieht vor, dass die Mindestlohnkommission
erst im Juni 2023 wieder iiber die Anpassung des gesetzlichen Mindestlohns
entscheidet. Zu diesem Zeitpunkt wird die Kommission der Bundesregierung
entsprechend ihren nachsten Bericht zu den Auswirkungen des gesetzlichen
Mindestlohns iibergeben.

* k%

30vgl. Beschluss der Mindestlohnkommission nach § 9 MiLoG vom 26. Juni 2018
31vgl. Beschluss der Mindestlohnkommission nach § 9 MiLoG vom 26. Juni 2018

36

—



	I. Allgemeine Entwicklung
	II. Besondere Geltungsbereiche und entsprechende Dokumentationspflichten des Arbeitgebers
	1. Allgemeiner Geltungsbereich
	2. Geringfügig Beschäftigte
	3. Ausgenommene Personengruppen
	4. Praktikanten
	a. Dokumentation der Praktikumsart und -bedingungen
	b. Pflichtpraktika
	c. Freiwillige Orientierungspraktika
	d. Freiwillige berufsausbildungs- oder studienbegleitende Praktika
	e. Kombination von mindestlohnfreien Praktika
	f. Aufteilung der Drei-Monatsfrist in Einzelabschnitte
	g. Besondere Fallgruppen - Studenten
	h. Einstiegsqualifizierung und Berufsausbildungsvorbereitung
	i.  Anpassungsqualifizierung zur Anerkennung ausländischer Berufe

	III. Neu: Aufzeichnungspflichten des Arbeitgebers
	1. Generelle Dokumentationspflicht
	2. Ausnahmen von der Pflicht zur Arbeitszeiterfassung
	3. Form der Dokumentation
	4. Vereinfachte Arbeitszeitaufzeichnung bei mobilen Tätigkeiten
	5. Bereithalten von Unterlagen
	a. Erforderliche Unterlagen
	b. Abgewandelte Meldepflichten

	IV. Haftungsrisiken für Auftraggeber
	1. Reichweite des Haftungsrisikos
	a. Weiterreichendes Haftungsrisiko
	b. Eingeschränktes Haftungsrisiko
	c. Fazit: Eingeschränkte Auftraggeberhaftung
	2. Verschuldensunabhängiges Haftungsrisiko
	3. Haftungsumfang

	V. Bestandteile und Auszahlungszeitpunkt des Mindestlohnes I Gestaltung der Arbeitszeitkonten
	1. Bestandteile des Mindestlohnes
	a. Anrechenbare Zulagen und Zuwendungen
	b.  Nicht anrechenbare Zulagen und Zuwendungen
	2. Grundsatz der Fälligkeit
	3. Ausnahme Arbeitszeitkonten
	a. Arbeitszeitkonto zur Arbeitszeitverlängerung, § 2 Ziff. 1 Abs. 3 MTV
	b. Flexibilisierung der Arbeitszeit nach § 2 Ziff. 2 Abs. 2 MTV
	c. Voraussetzung nach § 2 Abs. 2 MiLoG
	(1) Schriftliche Vereinbarung
	(2) Ausgleichszeitraum: 12 Monate
	(3) Ausnahme: Ausgleich durch verstetigtes Arbeitsentgelt
	aa.  Vollzeitbeschäftigte
	bb. Teilzeitbeschäftigte
	cc.  Bezugsgröße Kalendermonat
	d. Maximal einstellbare Arbeitsstunden – 50 Prozent-Grenze
	e. Schlussfolgerung

	VI. Unabdingbarkeit des Mindestlohns
	1. Ausschlussklauseln
	a. Ausschlussfristen in tarifgebundenen Arbeitsverhältnissen
	b. Ausschlussfristen in nicht tarifgebundenen Arbeitsverhältnissen
	c. Verjährung
	d. Entgeltumwandlung
	e. Exkurs: Abgeltungsklauseln für Überstunden in Arbeitsverträgen
	2. Verzicht
	3. Verwirkung

	VII. Konsequenzen und Sanktionen bei Nichtbefolgung
	VIII.  Mindestlohnkommission
	1. Zusammensetzung
	2. Beschlussverfahren
	3. Aufgaben
	a. Prüfung und Anpassung der Mindestlohnhöhe
	b. Evaluation
	4. Zeitpunkt der Mindestlohnanpassung


